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nen, laut Forschungsgruppe Wahlen bei den Katholiken im Durchschnitt 
und bei den Protestanten unterdurchschnittlich verloren. So wie die CDU 
insgesamt nach wie vor stärker bei den Katholiken verankert blieb, behielt 
die SPD ihre überproportionale Verankerung bei den Protestanten. Die 
FDP hatte überall zugelegt, überdurchschnittlich bei Katholiken. Die Grü-
nen konnten lediglich bei den Protestanten leicht zulegen, blieben aber 
bei den Konfessionslosen überdurchschnittlich stark. Dies gilt auch für 
die Linke, die zwar in dieser Gruppe leicht verlor (laut Forschungsgruppe 
Wahlen minimal dazugewann), aber bei den Anhängern der Konfessio-
nen zulegen konnte.

9.2.5	 Zusammenfassung

Europawahlen sind in Deutschland nach wie vor Wahlen, bei denen für 
die meisten Wähler nicht die europäische Politik im Vordergrund steht. 
Wie immer man es bewerten mag, aber es ist nach wie vor eine Wahl, 
die stark von nationalen politischen Themen und Stimmungen bestimmt 
ist. So gaben vor der Wahl laut Infratest Dimap 65% der Wähler an, die 
Entscheidungen des Europäischen Parlaments seien sehr wichtig oder 
wichtig – weit weniger als bei Landtag, Kommunalparlamenten oder Bun-
destag (dort waren es 85%). Für die Wahlentscheidung spielte demnach 
auch für 56% die Bundespolitik und nur für 25% die Europapolitik eine 
Rolle. Für 43% war das Interesse an der Europawahl stark oder sehr stark 
(das entsprach der späteren Wahlbeteiligung), für 57% weniger stark oder 
gar nicht vorhanden.

Daher spielten für die Wahlentscheidung nicht zuletzt die Parteikompe-
tenzen eine Rolle, so wie auch bei anderen nationalen oder regionalen 
Wahlen. Bei diesen Kompetenzen lag die Union in den meisten Feldern 
vorn: „Die Wirtschaft voranbringen“ trauten 48% der Union und nur 20% 
der SPD, aber immerhin auch 11% der FDP zu. Die Bekämpfung der Wirt-
schaftskrise und die Beaufsichtigung der internationalen Finanzmärkte 
trauten ebenfalls mit 43% bzw. 42% der Union und nur 22% bzw. 20% 
der SPD zu. Auch bei den Themen Arbeitsplätze, Bildung sowie Haushalts- 
und Finanzpolitik lag die Union klar vorn. Insgesamt lag die Union beim 
Zutrauen, die wichtigsten Probleme Deutschlands lösen zu können, mit 
41% klar vor allen anderen Parteien. Schließlich sahen mit 49% auch mit 
Abstand die meisten Wähler die Vertretung deutscher Interessen in der 
EU am besten bei der Union aufgehoben.

In den Kompetenzfeldern Vertretung der Arbeitnehmer, soziale Gerech-
tigkeit und – allerdings ganz knapp – Altersversorgung und Steuerpolitik 
lag die SPD vorn, während die Grünen beim Klimawandel klar als die 
kompetenteste Partei angesehen wurden. Die FDP erzielte neben der Wirt-
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schaft auch in den Bereichen Haushalts- und Finanzpolitik sowie Steuer-
politik gute Werte, während die Linke nur im Bereich soziale Gerechtig-
keit nennenswert punkten konnte. Im Gesamtbild ergeben sich daraus 
keine Überraschungen. Bei vielen Wahlen zeigen sich ähnliche Muster. 
Allerdings unterstrich dies durchaus den Zugewinn der FDP, der offenbar 
nicht nur aus taktischen Erwägungen zu erklären war. So stimmten der 
Aussage „Die FDP ist eine gute Alternative für alle, die sich bei der Uni-
on nicht mehr aufgehoben fühlen“ 91% der FDP-Anhänger und 66% der 
Unionsanhänger zu.

Die Bedeutung der Bundespolitik für die Wahlentscheidung ließ sich auch 
aus der Tatsache ablesen, dass es beim Bekanntheitsgrad der Spitzenkan-
didaten enorme Unterschiede gab, die sich aber offensichtlich nicht un-
bedingt positiv auf die Stimmabgabe für die jeweilige Partei auswirkten. 
So hatte Gabriele Pauli einen Bekanntheitsgrad von 82% deutschland-
weit, was die Freien Wähler aber insgesamt nicht ins EU-Parlament brach-
te. Auch 72% für Lothar Bisky dürften der Linken kaum genützt haben. 
Hingegen brachten es die Spitzenkandidaten der Union (Pöttering und 
Ferber) nur auf bundesweit 30% bzw. 16%, ohne dass dadurch das gute 
Wahlergebnis für die Union in Gefahr geriet.

Für das gute Ergebnis der Union und vor allem der CSU waren wohl auch 
kurzfristige Entwicklungen der deutschen Innenpolitik mit verantwort-
lich. So sagten laut Infratest Dimap 70%, sie vertrauen darauf, dass die 
Bundesregierung uns gut durch die Krise führt. Eine Insolvenz der kri-
sengeschüttelten Opel-Werke hielten vor der Europawahl 59% für richtig. 
Mit der Arbeit des Wirtschaftsministers Karl-Theodor zu Guttenberg, der 
sich am prominentesten für eine solche Insolvenz ausgesprochen hatte, 
waren 61% zufrieden – mehr als Angela Merkel, die auf 52% kam. Frank-
Walter Steinmeier, der ebenfalls auf den SPD-Plakaten zur Europawahl ab-
gebildet wurde, erreichte nur 36%. Bei der Frage, welche Partei die besten 
Ideen habe, wie Wirtschaft und Gesellschaft zukünftig gestaltet werden 
sollten, lag die Union vor der EU-Wahl mit 27% deutlich vorn. Die SPD 
kam auf 19%, die FDP auf 11%, die Grünen auf 8% und die Linke auf 6%. 
Bei den wahlentscheidenden Themen nannten alle Befragten im Vorfeld 
mit 37% am meisten die Wirtschaft, bei den Unionswählern waren es so-
gar 49% und den FDP-Wählern 56%. Dies hatte auch die Bedeutung des 
Themas Gerechtigkeit (34% bei allen Wählern) übertroffen, zumal dies 
nur von den Wählern der SPD (48%) und der Linken (66%) überdurch-
schnittlich ebenfalls so gesehen wurde. Hinzu kamen noch erwähnens-
werte Nennungen der Themen Arbeitsmarkt (18% bei allen) und Krise 
(12% bei allen, aber jeweils 16% bei Wählern der Union und FDP). Die 
aktuelle Kriseneinschätzung in Verbindung mit der kurzfristigen und län-
gerfristigen Beurteilung der Parteien und ihrer führenden Repräsentanten 
haben diese Europawahl also klar mitbestimmt.
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Auch für die CSU war das Ergebnis der Europawahl ein Erfolg. Zwar hatte 
auch sie gegenüber der letzten Europawahl in Bayern 9,3 Prozentpunkte 
verloren, aber angesichts der Entwicklungen der letzten zwei Jahre stand 
diese Europawahl unter einem besonderen Stern. Seit den ersten direk-
ten Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 1979 hatte die CSU 
an allen Europawahlen teilgenommen. Dabei stand die Partei jeweils 
vor der Ausgangslage, mit einer eigenen Parteiliste antreten zu müssen 
und nicht – wie bei den Bundestags- oder Landtagswahlen – eine große 
Zahl von direkt gewählten Kandidaten in die Parlamente entsenden zu 
können. Mit ihrer Europaliste, die nur in Bayern wählbar war, musste 
die CSU also jeweils so viele Stimmen erzielen, die auf Bundesebene ein 
Überschreiten der 5%-Hürde ermöglicht hätten. Da die meisten der Eu-
ropawahlen in die historischen Hochphasen der Zustimmung zur CSU 
fielen, war dies über lange Zeit nur ein theoretisches Problem für die Par-
tei. Nach dem Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag am 28. Sep-
tember 2008, als die CSU nur auf 43,4% kam, stiegen die Befürchtungen, 
die CSU könnte erstmals keine Abgeordneten in das Europäische Parla-
ment entsenden.

Insbesondere unter dieser Perspektive war das Ergebnis für die CSU ein 
klarer Erfolg. Das Ergebnis lag deutlich über dem der letzten Landtagswahl 
im September 2008 und auch über dem der durch die Umfragen erwart-
baren Höhe. Dieses Ergebnis entsprach 7,2% auf Bundesebene – damit 
hatte die CSU die 5%-Hürde deutlich übersprungen: Dafür hätte in dieser 
Konstellation ein Wert von 33,36% in Bayern gereicht. Obwohl auch dies-
mal die Wahlbeteiligung (vor allem wegen zahlreicher Kommunalwahlen 
in anderen Ländern) leicht unter dem Bundesdurchschnitt lag (42,3% 
gegenüber 43,3% bundesweit), konnte die CSU in der letzten Phase des 
Wahlkampfes, der stark von den Folgen der Wirtschafts- und Finanzkri-
se und deren Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft geprägt war, of-
fenbar besser mobilisieren als die meisten Konkurrenten. Dies wurde vor 
allem dadurch deutlich, dass die SPD als nächstgrößere Konkurrenzpartei 
nur auf 12,9% in Bayern kam. Auch die Freien Wähler als potenzielle Kon-
kurrenz konnten ihren Aufschwung der Landtagswahl nicht fortsetzten: 
Sie erreichten in Bayern 6,7% – also deutlich weniger als bei der Landtags-
wahl – und kamen bundesweit nur auf 1,7%. Insgesamt kamen etwa 60% 
aller deutschen Stimmen für die Freien Wähler aus Bayern. Sie konnten 
also keine bayerischen Abgeordneten ins EU-Parlament entsenden. Damit 
wurde deutlich, dass eine bundesweite Resonanz für diese Gruppierung 
nicht vorhanden war und die Freien Wähler für die Bundestagswahl im 
September 2009 keine unmittelbare Gefahr für die CSU mehr würden dar-
stellen können. Da gleichzeitig sowohl in Bayern wie im Bund Union und 
FDP zusammen klar die stärkste politische Formation wurden (57,1% in 
Bayern, 48,9% im Bund), war dies erneut eine Europawahl, die neben 
ihrer eigentlichen Funktion der Wahl des Europäischen Parlaments (bei 
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der die EVP deutlich die stärkste Fraktion wurde) als wichtige innenpoliti-
sche Wegweisung im Vorfeld der nächsten anstehenden Wahlen gewertet 
wurde.

Unter innenpolitischen Gesichtspunkten war die Europawahl durchaus 
eine Wegweisung. Nur gut 100  Tage vor der nächsten Bundestagswahl 
war sie eine Testwahl für die nächste Wahl zum Bundestag und wurde von 
großen Teilen der Bevölkerung auch so gesehen. Union und FDP zusam-
men hatten knapp die Hälfte der abgegebenen Stimmen erzielt. Bei einer 
Bundestagswahl hätten sie damit eine klare parlamentarische Mehrheit 
gewonnen. Die Union hat – nicht zuletzt dank des CSU-Ergebnisses – über 
den Werten für Umfragen zur Bundestagswahl abgeschnitten. Grundsätz-
lich zeigten sich bei der Wahl die bekannten Stärken und Schwächen der 
Wählerstruktur, aber einige der wahlsoziologischen Daten deuteten auf 
eine gewisse Stabilisierung hin. So hatte sich die Stimmabgabe in den 
meisten Alters- und Berufsgruppen gegenüber der Bundestagswahl relativ 
sogar wieder verbessert. Hinzu kamen die Auswirkungen der Wirtschafts- 
und Finanzkrise, die offenbar eher bei Union und FDP für höhere Kompe-
tenz- und Vertrauenswerte gesorgt hat als bei den anderen Parteien. Auch 
die Liberalen haben von dieser Konstellation profitiert und bei weitem 
nicht nur der Union Stimmen weggenommen.

Dieses Wahlergebnis hatte auch die Aussichten potenzieller Konkurrenten 
nicht verbessert. Die SPD hatte ein historisches Negativergebnis eingefah-
ren, von dem sie angesichts der demoskopischen Daten völlig überrascht 
wurde. Da diese Wahl von der Mehrheit der Wähler als innenpolitisches 
Signal interpretiert wurde, bedeutete das für die Bundestagswahl nichts 
Gutes. In Bayern, wo die SPD ja seit Jahren kontinuierlich abfiel, wurde 
sie geradezu gedemütigt. Sie wurde – noch stärker als bei der letzten Eu-
ropawahl – in weiteren Regionen (jetzt sogar auf Regierungsbezirkebene) 
von den Grünen überholt und fuhr in zahlreichen Gebieten einstellige 
Ergebnisse ein. Sie hat sich in Bayern in der Fläche als Volkspartei verab-
schiedet – ein Schicksal, das ihr auch in anderen Regionen drohen kann. 
Auf Bundesebene schien damit ein Beharren in der Großen Koalition die 
einzige Überlebensperspektive der SPD zu sein.

Die Grünen hatten zwar zugelegt, haben aber offenbar die Grenzen ihres 
Wachstums erreicht. Vor allem die Wirtschaftskrise hat bei ihnen – anders 
als bei der FDP – nicht für rasante Sprünge nach oben in der Zustimmung 
gesorgt. Dies gilt noch stärker für die Linke, die insgesamt von ihrem Re-
sultat enttäuscht sein musste. Gerade sie als linkspopulistische Protest-
partei konnte von der aktuellen Krise nicht profitieren – und das trotz der 
historischen Schwäche der SPD. Bei den Freien Wählern schließlich war 
ihr kurzer Traum nach bundesweitem Auftreten zerstoben: Bei einem sol-
chen Resultat wäre dies bestenfalls noch als Langfristperspektive denkbar.
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Europawahlen laufen in Deutschland nach wie vor nach anderen Geset-
zen ab als Landtags- oder Bundestagswahlen. Aber für die Bundestagswahl 
2009 war es wahrscheinlich, dass wieder die bekannten Tendenzen eine 
Rolle spielen würden: Die Wahlbeteiligung würde weit höher sein, da-
für würde es weniger Protestwahl geben. Insofern waren Verschiebungen 
möglich und kein Wahlausgang war garantiert. Viel würde abhängen von 
der Fähigkeit zur Mobilisierung. Diese Europawahl war aber insgesamt ein 
guter Indikator dafür, dass eine bürgerliche Mehrheit aus CDU, CSU und 
FDP die nächste Bundesregierung stellen konnte.



10.	� Wegweiser vor der Bundestagswahl: die 
Landtagswahlen vom 30. August 2009 
und die Entwicklung des deutschen  
Parteiensystems

10.1	 Wahlergebnisse und mögliche Regierungen

Die Landtagswahlen in Sachsen,176 Thüringen177 und im Saarland178 vom 
30. August 2009 waren der letzte große Stimmungstest vor der Bundes-
tagswahl vom 27. September 2009. Dabei war im Vorfeld unklar, ob es 
Union und FDP in diesen drei Ländern, in denen die CDU jeweils den 
Ministerpräsidenten stellte, gelingen würde, eine Mehrheit zu erreichen. 
Die Union stand jeweils in unterschiedlichen Ausgangspositionen: In 
Thüringen regierte sie allein, in Sachsen in einer Koalition mit der SPD 
und im Saarland mit der FDP. Insofern war es wichtig, wie weit die Lan-
desspezifika der Wahl durchschlagen würden oder ob die Wähler so kurz 
vor der Bundestagswahl auch ein bundespolitisches Signal aussenden 
wollten. Dies galt vor allem auch deswegen, da die Linke, die in Sach-
sen und Thüringen stark vertreten war und die Regierung übernehmen 
wollte, auch im Saarland mit ihrem Spitzenkandidaten Oskar Lafontaine 
gute Chancen hatte. Dadurch ergab sich mindestens theoretisch in allen 
Ländern die Möglichkeit einer Koalition der SPD mit der Linken. Je stär-
ker sich diese Möglichkeit am Abend des Wahltages als politische Option 
verfestigte, umso größer hätten die Auswirkungen dieser Wahlen auf die 
Bundestagswahl vier Sonntage darauf sein können.

In Sachsen erzielte die CDU das relativ beste Ergebnis der drei Landtags-
wahlen und unterstrich so den Anspruch auf erneute Regierungsbildung 
unter ihrer Führung. Sie holte 723.000 Stimmen und damit 132.203 Stim-
men weniger als bei der letzten Landtagswahl 2004, dies entsprach 40,2% 
und war mit nur einem Verlust von 0,9% fast ein Resultat auf demselben 
Niveau. Bezogen auf die abgegebenen Stimmen war dies allerdings ein 
Rückgang von über 15%.

176	 Infratest Dimap Wahlreport: Landtagswahl in Sachsen 30.8.2009, Berlin, Sep-
tember 2009; Bericht der Forschungsgruppe Wahlen Nr.136: Wahl in Sachsen. 
Eine Analyse der Landtagswahl vom 30.8.2009, Mannheim, September 2009.

177	 Infratest Dimap Wahlreport: Landtagswahl in Thüringen 30.8.2009, Berlin, 
September 2009; Bericht der Forschungsgruppe Wahlen Nr.135: Wahl in Thü-
ringen. Eine Analyse der Landtagswahl vom 30.8.2009, Mannheim, Septem-
ber 2009.

178	 Infratest Dimap Wahlreport: Landtagswahl im Saarland 30.8.2009, Berlin, 
September 2009; Bericht der Forschungsgruppe Wahlen Nr.137: Wahl im Saar-
land. Eine Analyse der Landtagswahl vom 30.8.2009, Mannheim, September 
2009.



� 157

Die Linke wurde mit 370.199 Stimmen und 20,6% (ein Verlust von 3,0%) 
zweitstärkste Partei. Der Rückgang um 120.289 Stimmen bedeutete aber, 
dass die Linke fast ein Viertel ihrer Wähler von 2004 verloren hatte.

Die SPD konnte 10,4% erzielen und 0,4% dazugewinnen. Dies bedeutete 
187.232 Stimmen und damit auch einen leichten Rückgang um 17.216 
Stimmen gegenüber 2004.

Die FDP konnte 178.869  Stimmen holen bei einem Gewinn von 
56.264 Stimmen. Dies entsprach einem Anstieg um 4,1% auf 10,0%. Sie 
konnte damit fast auf die SPD aufschließen.

Die Grünen konnten 8.213 Stimmen zulegen und kamen auf 114.984 Stim-
men, ein Ergebnis von 6,4% und ein Anstieg um 1,3%. Neben der FDP 
konnten nur die Grünen und die Sonstigen an absoluten Stimmen zulegen.

Die NPD konnte mit 5,6% bei einem Verlust von 3,6% noch knapp in den 
Landtag einziehen. Sie erhielt 100.832 Stimmen und damit 90.077 Stim-
men weniger als 2004 – sie hat also fast die Hälfte ihrer Stimmen der 
letzten Wahl eingebüßt.

Die Sonstigen konnten leicht auf 6,8% zulegen, darunter die Tierschutz-
partei mit 2,1% (36.914  Stimmen), die Piraten mit 1,9% (34.620  Stim-
men) und die Freien Sachsen mit 1,4% (24.267 Stimmen).

Die Wahlbeteiligung lag bei 52,2% und damit um 7,4% niedriger als 2004.

Im Landtag wurde die CDU mit 58 Sitzen klar die stärkste Partei, die mit 
der FDP (14 Sitze) eine Koalitionsmehrheit hat. Die Linke kam auf 29 Sitze, 
die SPD auf 14 und die Grünen auf 9 sowie die NPD auf 8. Die Fortführung 
der Koalition mit der SPD war also nicht mehr nötig; eine linke Mehrheit 
gegen die CDU nicht möglich. Die Bildung einer schwarz-gelben Landes-
regierung war die logische Konsequenz dieses Wahlergebnisses.

In Thüringen musste die CDU einen deutlichen Verlust hinnehmen. Sie 
verlor bei den Zweitstimmen (Landesstimmen) 104.847  Stimmen und 
kam noch auf 329.241. Sie hat damit fast ein Viertel ihrer Stimmen der 
letzten Landtagswahl 2004 eingebüßt. In Prozenten bedeutet dies 31,2%, 
ein Verlust von 11,8%. Alle anderen Parteien konnten hingegen – mit 
Ausnahme der Sonstigen – an absoluten Stimmen zulegen.

Die Linke kam auf 27,4% und konnte 1,3% gewinnen. Dies waren 
288.932 Stimmen bei einem Gewinn von 25.215.

Die SPD konnte 4,0% zulegen und kam auf 18,5%, ein Gewinn von 49.056 
auf 195.353 Stimmen.
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Die FDP konnte mit einem Gewinn von 4,0 Punkten 7,6% erzielen und 
wieder in den Landtag einziehen. Sie erhielt 80.511  Stimmen, 44.028 
mehr als bei der letzten Wahl.

Die Grünen kamen mit 6,2% (ein Gewinn von 1,7%) ebenfalls in den 
Landtag. Sie legten um 19.240 Stimmen zu und erhielten 64.889 Stimmen.

Nicht in den Landtag schafften es die Freien Wähler mit 3,9% (ein Plus 
von 1,3%) und 40.834 Stimmen, 14.532 mehr als 2004. Noch knapper 
war es bei der NPD, die 4,3% erhielt (2,7% mehr als 2004). Sie kam auf 
45.401  Stimmen und einen Gewinn von 29.706. Die Sonstigen kamen 
nur auf 0,9% (9.040  Stimmen). Das waren 3,2% oder 33.307  Stimmen 
weniger als bei der letzten Landtagswahl.

Die Wahlbeteiligung stieg um 2,4% auf 56,2%.

Im neuen Landtag kam die CDU nur noch auf 30 Sitze. Da die FDP nur 
7 Sitze holte, reichte dies nicht für eine Regierung der bürgerlichen Mehr-
heit. Eine Koalition mit der SPD (18 Sitze) wäre möglich gewesen. Aber 
selbst ein Bündnis aus CDU, FDP und Grünen (6 Sitze) hätte keine Mehr-
heit gehabt, während die SPD sowohl mit der CDU als auch mit der Lin-
ken (27 Sitze) eine Mehrheit hätten finden können. Die entschied sich 
letztlich für eine Koalition mit der CDU.

Im Saarland musste die CDU ebenfalls heftige Verluste verkraften. Sie kam 
auf 34,5% bei einem Verlust von 13,0%. An abgegebenen Stimmen erhielt 
sie 184.537, das waren 25.153 weniger als 2004, also knapp 12% weni-
ger. Da nur noch die SPD und die Sonstigen Stimmen verloren, andere 
– vor allem die FDP und die Linke – aber relativ stark an Stimmen zulegen 
konnten und gleichzeitig die Wahlbeteiligung höher war, liegt die Vermu-
tung nahe, dass es vor allem den Liberalen und den Linken gelang, zusätz-
liche Wähler zu mobilisieren, was bei der CDU offenbar nicht der Fall war.

Die SPD kam bei einem Verlust von 6,3% auf 24,5%. Das bedeutete 
131.241 Stimmen bei einem Verlust von 4.983 Stimmen.

Die Linke legte um 19,0% zu und kam auf 21,3%. Das waren 113.660 Stim-
men und ein Gewinn von 103.420 Stimmen.

Die FDP konnte 4,0% zulegen und 9,2% holen und zog damit wieder 
in den Landtag ein. Sie konnte 26.222 Stimmen zulegen und erreichte 
49.064.

Die Grünen legten leicht um 0,3% zu und holten 5,9%, ein Gewinn von 
6.686 Stimmen auf 31.516.
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Die Sonstigen verloren 4,0% (13.028  Stimmen) und kamen auf 4,6% 
(24.774 Stimmen), darunter die Partei „Familie“ mit 2,0% (10.710 Stim-
men) und die NPD mit 1,5% (13.028 Stimmen).

Die Wahlbeteiligung stieg um 12,1% auf 67,6%.

Die CDU kam im neuen Landtag nur noch auf 19 Sitze und hätte auch 
mit der FDP (5 Sitze) keine Mehrheit gehabt. Zusammen mit den Grünen 
(3 Sitze) kam rechnerisch eine Mehrheit aus CDU, FDP und Grünen zu-
stande, die aber politisch zunächst schwer vorstellbar war. Für die CDU 
war ansonsten nur eine Koalition mit der SPD (13 Sitze) möglich. Die SPD 
hätte hingegen auch mit der Linken (11  Sitze) koalieren können, aber 
zur Regierungsbildung ebenfalls die Mitarbeit der Grünen benötigt. Diese 
entschieden sich aber für die Bildung einer Koalition mit CDU und FDP, 
womit das erste „Jamaika“-Bündnis in Deutschland Realität wurde.

10.2		  Bewertungen und Einzelaspekte

10.2.1	 Einordnungen im Vergleich

Sachsen

In Sachsen unterstrich die CDU mit diesem Ergebnis ihre Position als 
stärkste politische Kraft. Sie holte bei dieser Landtagswahl fast den Wert 
der letzten Landtagswahl, während sie bei allen anderen Wahlen seit dieser 
Zeit deutlich darunter geblieben war. Ihr Ergebnis liegt auch klar über den 
Resultaten der Europa- und Kommunalwahl vom Juni 2009, wo sie nur 
35,3% bzw. 32,7% erhielt.

Die SPD blieb in Sachsen auf dem Niveau der anderen Wahlen, das sie nur 
bei der Bundestagswahl 2005 mit 24,5% überschreiten konnte. 

Die Linke konnte das Niveau der Europawahl halten, hat sich aber seit 2008 
bei allen Wahlen verschlechtert. Die Werte der Landtagswahl 2004 und der 
Bundestagswahl 2005 mit 23,6% und 22,8% hat sie klar unterschritten. 

Die FDP konnte ihren positiven Trend fortsetzen und gegenüber der Eu-
ropawahl nochmals leicht zulegen und erreichte fast den Wert der Bun-
destagswahl 2005. 

Auch die Grünen konnten ihren leichten Trend nach oben weiterführen, 
erlangten fast den Wert der Europawahl und lagen ansonsten über den 
Wahlergebnissen der letzten Jahre. 
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Die NPD hat zwar gegenüber der letzten Landtagswahl stark verloren, 
kam aber auf einen höheren Wert als bei der letzten Bundestagswahl oder 
den Kommunalwahlen.

Thüringen

In Thüringen lag die CDU lediglich auf dem Niveau der letzten Europa- 
und Kommunalwahl (31,1% bzw.33,3%). Schon bei der Bundestagswahl 
2005 war sie auf 25,7% gefallen. Insofern setzte sich bei dieser Landtags-
wahl ein Negativtrend für die CDU fort.

Die SPD erreichte nicht das Ergebnis der letzten Kommunalwahl, lag aber 
über ihrem Wert der Europawahl. Sie blieb jedoch weit hinter ihrem Wert 
der letzten Bundestagswahl von 29,8%. 

Die Linke konnte gegenüber der Europa- und Kommunalwahl (23,8% sowie 
20,7%) zulegen und blieb auch auf dem Niveau der letzten Bundestagswahl.

Die FDP war im Aufwärtstrend und konnte ihr gutes Ergebnis bei der Kom-
munalwahl (7,4%), bestätigen, auch wenn sie weder den Wert der letzten 
Bundestagswahl (7,9%) noch den der Europawahl (8,2%) erreichte. 

Die Grünen konnten das Niveau der Europawahl (5,8%) bestätigen und 
im Gegensatz zur letzten Kommunal-, Landtags- und Bundestagswahl die 
5%-Hürde überwinden. 

Für die NPD bedeutete das Resultat trotz des verpassten Einzugs in das 
Landesparlament das beste Resultat im Land überhaupt.

Saarland

Im Saarland erreichte die CDU nur knapp das Niveau der Europa- und 
Kommunalwahl vom Juni 2009 (35,9% bzw. 36,7%). Auch bei der Bun-
destagswahl 2005 hatte sie mit 30,2% schon deutlich schlechter als bei 
der Landtagswahl 2004 mit 47,5% abgeschnitten, so dass sich ihr Nega-
tivtrend fortsetzte.

Für die SPD bedeutete dieses Ergebnis zwar ein Resultat auf der Höhe der 
Europawahl 2009 (26,6%), aber ihre Ergebnisse bei anderen Wahlen (Bun-
destag 2005: 33,3%; Kommunalwahl 2009: 32,3%) waren seit 2005 rück-
läufig und die Landtagswahlen haben an diesem Trend nichts geändert. 
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Die Linkspartei holte ihr bislang bestes Ergebnis und konnte sowohl ge-
genüber der letzten Bundestagswahl (18,5%) als auch der Europa- und 
Kommunalwahl (12,9% bzw. 12,0%) deutlich zulegen. 

Die Grünen stagnierten etwas unter dem Niveau der Europawahl, bei der 
sie noch 7,7% holen konnten. 

Die FDP konnte hingegen ihren Aufwärtstrend seit 2004 deutlich fort-
schreiben, erzielte ihr bestes Resultat seit 2004 und blieb auch über dem 
Europawahlergebnis von 8,1%.

10.2.2	 Bilanz der Wählerwanderungen

Sachsen

Laut der Wählerwanderungsbilanz von Infratest Dimap gingen bei der CDU 
die Hälfte ihrer Stimmenverluste an die Nichtwähler (–62.000). Der Gene-
rationenwechsel (also der Saldo aus Erstwählern und Verstorbenen) kostete 
die CDU 37.000 Stimmen und der Saldo aus Zu- und Fortgezogenen 12.000. 
34.000 Stimmen gab sie an die FDP ab, 1.000 an die Grünen und 4.000 an 
andere Parteien. Netto konnte sie aus dem Lager der NPD 11.000 Stimmen 
holen, von der Linken 4.000 und der SPD 3.000. Die größte Veränderung 
fand also innerhalb des schwarz-gelben Lagers statt, sieht man vom Abgang 
an die Nichtwähler und den Generationenwechsel ab, der sich aber im Ge-
samtkontext kaum bemerkbar macht. Zusätzlich konnten CDU und FDP 
einige enttäuschte ehemalige NPD-Wähler zu sich ziehen.

Die Linke konnte insgesamt nur einen minimalen Zugewinn aus dem La-
ger der NPD verzeichnen (+3.000), musste aber ansonsten in alle Richtun-
gen abgeben: 40.000 an die Nichtwähler, 28.000 an den Generationen-
wechsel und 16.000 im Saldo der Zu- und Fortzüge. Außerdem verlor sie 
19.000 Stimmen an die SPD, 8.000 an andere Parteien, 5.000 an die Grü-
nen und jeweils 4.000 an die CDU und FDP. Diese Zahlen unterstreichen 
die Mobilisierungsproblematik der Linken bei dieser Wahl, allerdings auf 
relativ hohem Niveau.

Die SPD verlor 20.000 Stimmen an die Nichtwähler und 11.000 an den Ge-
nerationenwechsel; immerhin war der Saldo aus Zu- und Fortgezogenen mit 
+2.000 leicht positiv. Bei den Parteien holte sie 19.000 Stimmen von den 
Linken, 3.000 von der NPD und 2.000 von anderen Parteien. An die Grünen 
und die FDP musste sie jeweils 4.000 Stimmen abgeben, an die CDU 3.000.

Die NPD verlor in alle Richtungen, nur der Generationensaldo war mit 
+3.000 leicht positiv. Sie verlor 39.000 an die Nichtwähler und 12.000 an 
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den Saldo von Zu- und Fortzügen. 15.000 Stimmen gingen an die FDP, 
11.000 an die CDU und jeweils 3.000 an die SPD und die Linke. Die At-
traktivität der NPD hat also offenbar deutlich nachgelassen, auch wenn 
sie überdurchschnittlich viele Jungwähler ansprechen konnte.

Die FDP hat nur an die Nichtwähler 7.000 Stimmen verloren sowie im 
Saldo der Zu- und Fortzüge 2.000. Ansonsten gewann sie im Generatio-
nenwechsel 5.000 Stimmen sowie von der CDU 34.000, der NPD 15.000, 
der Linken und der SPD jeweils 4.000 und den anderen Parteien 2.000.

Bei den Grünen war weniger Bewegung feszustellen: Sie verloren 
2.000 Stimmen an die Nichtwähler, holten aber 4.000 aus dem Generati-
onenwechsel. Ansonsten holten sie 1.000 Stimmen von der CDU, 5.000 
von den Linken und 4.000 von der SPD, gaben aber 3.000 Stimmen an an-
dere Parteien ab. Dies unterstreicht, dass sie ihren Wählerstamm in etwa 
halten konnten, aber keine zusätzliche Mobilisierung möglich war.

Thüringen

In Thüringen hat die CDU laut Infratest Dimap praktisch in alle Richtun-
gen verloren. Lediglich von den sonstigen Parteien konnte sie 1.000 Stim-
men holen. Ansonsten verlor sie an die Nichtwähler 6.000 und den Ge-
nerationenwechsel 16.000 sowie den Saldo aus Zu- und Fortzügen 3.000. 
An die FDP gab sie 28.000  Stimmen ab, an die SPD 27.000, die Linke 
16.000, die Grünen 6.000 und die NPD 4.000. Besonders beunruhigend 
ist, dass der Wechsel nicht nur innerhalb des Lagers stattfand, sondern 
auch darüber hinaus viele Wähler abwanderten. Gegenüber den zahlrei-
chen Stimmen, die die Konkurrenzparteien der CDU abnehmen konnten, 
fielen diejenigen für die Nichtwähler kaum ins Gewicht. Man kann in 
Thüringen für die CDU also weniger eine Mobilisierungsschwäche, son-
dern eher eine Abwanderung von der Partei konstatieren.

Die Linke holte 9.000 Stimmen von den Nichtwählern, gab aber genauso 
viel an den Generationenwechsel ab sowie 1.000 an den Saldo von Zu- 
und Fortzügen. Den Großteil ihrer Gewinne holte sie mit 16.000 Stim-
men von der CDU, dazu bekam sie 5.000 von der SPD und 7.000 von 
anderen Parteien. Abgeben musste sie 2.000 Stimmen an die NPD und 
1.000 an die FDP.

Die SPD holte mit 20.000 Stimmen einen erstaunlich hohen Anteil aus 
dem Nichtwählerbereich sowie 7.000 aus dem Saldo von Zu- und Fortzü-
gen, musste aber 3.000 Stimmen an den Generationenwechsel abgeben. 
Von der CDU holte sie 27.000 und 4.000 von den anderen Parteien, gab 
aber 5.000 an die Linke sowie jeweils 1.000 an die FDP und die NPD ab.
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Die Grünen hatten netto überall Stagnation oder Zuwächse zu verzeich-
nen. Sie erhielten 8.000 Stimmen von den Nichtwählern und 4.000 aus 
dem Generationenwechsel sowie 6.000 Stimmen von der CDU und 2.000 
von anderen Parteien.

Auch die FDP holte den Löwenanteil ihrer Gewinne (28.000 Stimmen) 
von der CDU. Daneben bekam sie jeweils 1.000 von der Linken, der SPD 
und anderen Parteien, musste dafür aber 1.000 an die NPD abgeben. Von 
den Nichtwählern holte sie 9.000 Stimmen, dem Generationenwechsel 
4.000 und den Zuzügen 3.000.

Die NPD holte den größten Teil ihrer Gewinne aus dem Nichtwählerlager 
(10.000) sowie dem Generationenwechsel (7.000). Weitere 1.000 kamen 
aus dem Saldo der Zu- und Fortzüge. Von der CDU holte sie 4.000 Stim-
men, den Linken 2.000, von SPD und FDP jeweils 1.000 sowie 5.000 von 
anderen Parteien.

Saarland

Laut Infratest Dimap hat die CDU im Saarland 12.000 Stimmen an den 
Generationenwechsel verloren, aber 11.000 aus dem Bereich der Nicht-
wähler und 5.000 aus dem Saldo von Zu- und Fortzügen gewonnen. Sie 
musste jedoch an die FDP 12.000 Stimmen abgeben, an die Linke 10.000, 
die SPD 6.000 und die Grünen 1.000. Dies deutet darauf hin, dass die 
CDU durchaus Nichtwähler mobilisieren und den Verlust im eigenen La-
ger an die FDP in Grenzen halten konnte. Die gleichzeitigen Verluste an 
das andere Lager zeigen aber, dass die außergewöhnliche Mobilisierung 
durch Oskar Lafontaine den Linken bei dieser Wahl eine Sonderkonjunk-
tur bescherte, die nicht typisch war für andere Wahlen.

Die SPD holte aus dem Bereich der Nichtwähler 14.000 Stimmen sowie 
6.000 aus dem Saldo von Zu- und Fortzügen. Zugleich verlor sie 3.000 an 
den Generationenwechsel. Sie holte 6.000 Stimmen von der CDU, verlor 
aber 26.000 Stimmen an die Linke und jeweils 1.000 an die FDP und an-
dere Parteien. Nur die Mobilisierung von Nichtwählern und die Zuströ-
me von der CDU verhinderten also, dass die Linke der SPD ein weitaus 
schlechteres Ergebnis bescherte.

Die Linke konnte quer durch die Lager zulegen. Sie holte 43.000 von 
den Nichtwählern, 4.000 aus dem Generationenwechsel und 3.000 aus 
dem Saldo von Zu- und Fortzügen. 26.000 Stimmen kamen von der SPD, 
10.000 von der CDU, 7.000 von anderen Parteien, 5.000 von der NPD, 
4.000 von den Grünen und 1.000 von der FDP.
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Die Grünen holten 5.000 Stimmen aus dem Nichtwählerbereich, 3.000 
aus dem Generationenwechsel und 3.000 aus dem Saldo von Zu- und 
Fortzügen. Dies war auch nötig, denn neben einem bescheidenen Gewinn 
von 1.000 Stimmen von der CDU musste sie 4.000 an die Linken und 
3.000 an andere Parteien abgeben.

Die FDP gewann 11.000 Stimmen aus dem Bereich der Nichtwähler und 
1.000 aus dem Generationenwechsel. 12.000  Stimmen kamen von der 
CDU, 3.000 von der NPD und 1.000 von der SPD. Abgeben musste sie nur 
an die Linke und andere Parteien jeweils 1.000 Stimmen.

Die NPD profitierte lediglich von den Jungwählern, indem sie 2.000 Stim-
men aus dem Generationenwechsel holte. Ansonsten verlor sie an Nicht-
wähler 2.000 und an den Saldo von Zu- und Fortzügen 1.000 sowie an die 
FDP 3.000 und die Linke 5.000.

10.2.3	 Prognosen und Wirklichkeit

Sachsen

Für die Landtagswahl in Sachsen waren der CDU für die meiste Zeit des 
Jahres 2009 Werte über 40% prognostiziert worden. Schon vor dem Wech-
sel im Amt des Regierungschefs von Georg Milbradt zu Stanislaw Tillich 
im Mai 2008 waren die Werte zumeist um die 40% gelegen, um kurz nach 
dem Wechsel deutlich darunter zu sinken. Bis Ende 2008 stand die CDU 
bei den Demoskopen aber wieder bei oder über 40%. Erst Mitte August 
2009 bekam sie in einer Umfrage 39%, Ende August 38% von Infratest Di-
map, aber 42% von der Forschungsgruppe Wahlen. Eine noch am 22. Au-
gust veröffentlichte Umfrage des IfM-Instituts Leipzig (allerdings mit Feld-
arbeit schon vom 10. bis 17. August) billigte der CDU 41% zu. Alle diese 
Umfragen lagen nahe an den tatsächlich erzielten 40,2%.

Die FDP hingegen bekam im Jahr 2008 noch regelmäßig Werte deutlich 
unter 10%, stieg im Februar und März auf 9% und erzielte seitdem Wer-
te bei und über 10%. Die FPD konnte sich in vielen Umfragen 2008 der 
20%-Marke nähern, fiel aber 2009 wieder zurück und erhielt ab April 2009 
Werte zwischen 13% und 15%, Ende August bei der Forschungsgruppe 
Wahlen sogar nur 11%; bei der Umfrage von IfM wieder 10%. Die FDP, die 
realiter 10,0% erhielt, ist also bestenfalls leicht überschätzt worden. Auch 
Union und FDP zusammen (50,2%) waren von den Umfragen insgesamt 
bei leichter Tendenz zur Überschätzung gut getroffen worden.

Die Linke konnte 2008 in den Umfragen die 20%-Marke mehrmals deut-
lich überschreiten, fiel aber 2009 in den meisten Umfragen unter diese 
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zurück. Zuletzt lag sie bei 17% bzw. 19%, Ende August aber wieder bei 
21% (Infratest Dimap) bzw. 20% (Forschungsgruppe Wahlen sowie IfM). 
Ihr reales Ergebnis von 20,6% wurde also gut prognostiziert.

Die SPD lag bei allen Umfragen 2009 weit über der 10%-Marke und er-
reichte Anfang des Jahres mehrfach 18%. Dann gingen die Werte zurück 
und sanken in den letzten Umfragen bei Infratest Dimap auf 13%, bei 
der Forschungsgruppe Wahlen auf 11%, bei IfM allerdings nur auf 14%. 
Insofern wurde sie mit ihrem realen Ergebnis von 10,4% nur von einem 
Institut gut prognostiziert, von den anderen eher überschätzt. Dies gilt 
auch, wenn man Rot-Grün oder Rot-Rot-Grün zusammen betrachtet. Die-
se beiden Lager wurden insgesamt von den Umfragen gut getroffen, sieht 
man von den zu hohen Werten des IfM-Instituts ab.

Den Grünen wurden fast das gesamte Jahr 2009 Werte von 6% oder 7% 
vorhergesagt, so dass man von einem deutlichen Einzug ins Parlament 
ausgehen konnte. Die letzten Umfragen lagen allesamt bei 6%. Auch hier 
wurde das tatsächliche Ergebnis mit 6,4% gut erfasst.

Dies war bei der NPD nicht möglich, da sie in den Umfragen zumeist bei 5% 
(Ende August bei Infratest Dimap mit 4%, bei der Forschungsgruppe Wah-
len mit 6% und bei IfM mit 5%) gemessen wurde. Damit war angesichts der 
Fehlermargen eine Aussage über den Einzug ins Parlament nicht möglich. 
Wegen ihrer teilweise beachtlichen Verankerung auf regionaler Ebene muss-
te jedoch durchaus mit einem Wiedereinzug der NPD in den sächsischen 
Landtag gerechnet werden. Dies ist ihr mit 5,6% auch knapp gelungen.

Thüringen

Bei der Landtagswahl in Thüringen traten zum Teil deutliche Abweichun-
gen zwischen den letzten Prognosen der Umfrageinstitute und dem realen 
Ergebnis auf. Dafür waren aber überdurchschnittlich Studien kleinerer In-
stitute verantwortlich. In Thüringen wurde der CDU im Jahr 2008 zumeist 
Werte zwischen 31% und 37% prognostiziert, zuletzt im Oktober 33%. 
Nach der Winterpause und dem schweren Skiunfall von Ministerpräsi-
dent Althaus stieg der Wert für die CDU ab Januar 2009 auf bis zu 40%. 
Lediglich Mitte und Ende August meldeten zwei Umfragen von Infratest 
Dimap 34% sowie Ende August die Forschungsgruppe Wahlen 35%. Dies 
lag deutlich über dem realen Wert von 31,2%. Hinzu kam, dass in einer 
Umfrage des IfM Leipzig, die am 22. August 2009 bekannt wurde, aber bei 
der die Feldarbeit vom 10. bis 13. August geleistet worden war, die CDU 
sogar auf 37% geschätzt wurde. Schließlich kursierte am 25. August noch 
eine (allerdings mit 369 Befragten kaum repräsentative) Umfrage der TU 
Ilmenau, die die CDU sogar auf 41% taxierte. Unabhängig von der Quali-
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tät dieser Studien muss konstatiert werden, dass sämtliche Umfragewerte 
der jüngeren Zeit für die CDU deutlich über dem Wahlergebnis lagen.

Auch hier konnte sich die FDP in den Umfragen von Werten 2008 um 5% 
oder 6% auf Werte bis zu 9%, bei der Forschungsgruppe Wahlen zuletzt so-
gar 10% verbessern. Dies lag ebenfalls deutlich über ihrem realen Ergebnis 
von 7,6%. Auch die beiden zitierten Umfragen von IfM und TU Ilmenau 
sahen sie bei 9% bzw. 8%. Die FDP wurde also ebenfalls (wenn auch nicht 
so stark wie die CDU) in den Umfragen vor der Wahl stärker angegeben als 
sie später abschnitt. Dies gilt auch für das bürgerliche Lager insgesamt, das 
38,8% erhielt, in den jüngsten Umfragen aber zum Teil auf bis zu 45% kam.

Die SPD sackte in der zweiten Jahreshälfte 2008 auf Werte deutlich unter 
20% ab und konnte sich 2009 nur bei wenigen Umfragen auf Werte über 
20% erholen, Mitte August wurde sie aber wieder bei 20%, Ende August 
bei 19% (Infratest Dimap) oder 18% (Forschungsgruppe Wahlen) gemes-
sen. Damit wurde ihr späteres Ergebnis von 18,5% gut getroffen. Dies galt 
wiederum nicht für die Umfragen von IfM und der TU Ilmenau, wo die 
SPD auf 20% sowie 15% kam.

Die Linke lag zuletzt stabil bei 24% (Forschungsgruppe Wahlen Ende Au-
gust 25%), nachdem sie Ende 2008 noch deutlich höher gelegen hatte. 
Die Studien von IfM und der TU Ilmenau sahen sie bei 23%. Damit wurde 
ihr reales Ergebnis von 27,4% deutlich zu pessimistisch gesehen.

Die Grünen erhielten in den letzten Umfragen 6% (bei der Forschungs-
gruppe Wahlen 5%; ebenso bei IfM und bei der TU Ilmenau sogar 10%), 
was ihren Einzug in den Landtag wahrscheinlicher machte, nachdem sie 
bei vielen Umfragen 2008 und 2009 bei oder sogar unter 5% gelegen hat-
ten. Dennoch konnte man von einem Einzug ins Parlament nicht sicher 
ausgehen. Ihr reales Ergebnis von 6,2% wurde aber von den jüngsten Um-
fragen zumeist gut getroffen. Wegen der Unterschätzung der Linken und 
der Überschätzung der SPD wurde auch das rot-rot-grüne Lager insgesamt 
von den Umfragen gut prognostiziert.

Die NPD blieb bei allen Umfragen klar unter der 5%-Hürde, was keinen 
Einzug ins Parlament erwarten ließ. Bei der Wahl blieb sie mit 4,3% auch 
darunter.

Saarland

Für das Saarland wurden 2009 über lange Monate keine Umfragen veröf-
fentlicht. Im April 2009 wurde die CDU mit 36% gemessen, während ihr 
im Jahr zuvor zumeist höhere Werte, zum Teil bis zu 42% prognostiziert 



� 167

worden waren. Ende August wurde ihr von Infratest Dimap 38% und von 
der Forschungsgruppe Wahlen 36% vorhergesagt. Das lag über dem realen 
Wert von 34,5%.

Die FDP konnte sich in den Umfragen im Frühjahr 2009 auf Werte von 
8 und 9% steigern, nachdem sie 2008 zumeist bei 6% gelegen hatte. Die 
jüngsten Umfragen lagen allesamt bei 9%, so dass ihr realer Wert von 
9,2% sehr gut getroffen wurde. Wegen der Überschätzung der CDU in den 
letzten Umfragen wurde daher auch das bürgerliche Lager insgesamt von 
den Demoskopen etwas zu hoch bewertet.

Die SPD lag im April 2009 bei 27%, während sie zuvor deutlich niedriger 
war, nämlich 2008 zwischen 22% und 25% und Ende August bei zwei 
Umfragen von Forschungsgruppe Wahlen und Infratest Dimap bei 26%. 
Dies war etwas höher als die tatsächlich erreichten 24,5%.

Die Linke, die lange Zeit nahe an den Werten der SPD lag und in einer 
Umfrage 2008 sogar darüber, sank von Werten an und über 20% in der 
Umfrage vom April 2009 auf 18% und Ende August bei Infratest Dimap 
auf 15% ab, bei der Forschungsgruppe Wahlen erhielt sie zeitgleich 16%. 
Dies war deutlich niedriger als die real erzielten 21,3%.

Die Grünen erhielten im April 7% und Ende August bei beiden großen 
Instituten 6%, lagen aber zuvor oft auch nur bei 5%, so dass ihr Einzug in 
den Landtag durchaus noch als fraglich gelten konnte. Dennoch bedeu-
tet ihr reales Ergebnis von 5,9%, dass die Prognose hier zutreffend war. 
Wegen der starken Unterschätzung der Linken war Rot-Grün insgesamt 
etwas, Rot-Rot-Grün aber deutlich zu schwach von den Demoskopen an-
gegeben worden.

Sonstige Parteien lagen in allen neueren Umfragen klar unter 5%. Auch in 
der Realität kam keine weitere Partei diesem Wert nahe.

10.2.4	 Zusammensetzung der Wählerschaft

Sachsen

Betrachtet man das Wahlverhalten in den Altersgruppen, so zeigten sich 
bei der Union bekannte Muster. So schnitt sie laut Forschungsgruppe 
Wahlen bei den 18- bis 29-Jährigen mit 29% deutlich unterdurchschnitt-
lich und bei den 20- bis 44-Jährigen mit 38% etwas unterdurchschnitt-
lich ab. Lediglich bei den über 60-Jährigen kam sie mit 46% (Infratest 
Dimap: 47%) auf einen Wert weit über ihrem Ergebnis von 40,2%, blieb 
aber – wie bei vielen Wahlen der letzten Jahre – auch bei den Senioren 
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unter der 50%-Marke. Interessant ist, dass die CDU bei den Frauen ins-
gesamt mit 44% deutlich besser abschnitt als bei den Männern mit 38% 
(Infratest: 38%). Während bei den Männern insgesamt ein Verlust von 3 
Prozentpunkten zu verzeichnen war (bei den Männern bis 29 Jahren sogar 
-11), konnte sie bei den Frauen (allerdings erst bei denen ab 30 Jahren) 
insgesamt um 2 Punkte zulegen. Zwar kam die CDU bei dieser Wahl bei 
den jüngeren Frauen also erneut auf einen unterdurchschnittlichen Wert, 
verglichen mit anderen Wahlen war der Generationenunterschied bei den 
weiblichen CDU-Wählern aber nicht so dramatisch.

Generell überdurchschnittlich haben bei den jüngeren Generationen die 
kleinen Parteien abgeschnitten. Bei der FDP waren die Wähler unter 45 
deutlich, bei den Grünen etwas überdurchschnittlich vertreten. Neben 
der CDU hatten nur die Grünen ein deutliches Übergewicht weiblicher 
Wähler. Die NPD hingegen wurde weit mehr von Männern gewählt, vor 
allem von den jungen (12% bei den Wählern bis 29 Jahren; laut Infratest 
10% bei denen von 18 bis 24 Jahren). Während SPD und FDP weitgehend 
ausgeglichen von beiden Geschlechtern gewählt wurden (Infratest sah je-
doch für die FDP eine Überrepräsentation der Männer), hatte die Linke 
ein klares Übergewicht bei den Männern und den Wählern ab 45 Jahren, 
bei den jüngeren wäre sie bei unter 15% gelandet.

Bezogen auf die Berufsgruppen blieb die CDU laut Forschungsgruppe 
Wahlen in allen Bereichen außer dem der Arbeitslosen die stärkste Partei. 
Bei den Arbeitern blieb sie mit 40% weit vor der Linken mit 22% (Infra-
test: 18%). Die SPD erreichte hier mit 9% (Infratest: 8%) ebenso viel wie 
FDP und NPD. Infratest sah hier FDP mit 12% und NPD mit 10% sogar vor 
der SPD. Ähnlich sah das Bild bei den Angestellten aus, wo die CDU 42% 
(Infratest: 39%) erreichte. Die Linke verlor in dieser Gruppe am meisten 
(laut Infratest aber noch mehr bei den in Ausbildung Befindlichen und 
den Beamten). Die NPD schnitt hier deutlich unter dem Durchschnitt ab. 
Bei den Selbständigen hingegen erreichte die CDU mit 39% (Infratest: 
44%) nur einen Wert knapp unter dem Durchschnitt bei hohen Verlus-
ten. Dort konnte die FDP 19% (Infratest: 23%) holen und (als einzige 
Berufsgruppe) die Linke mit 16% (Infratest: 11%) hinter sich lassen. Auch 
die Grünen schnitten hier mit 9% (Infratest: 7%) überdurchschnittlich 
ab. Bei den Beamten holte die CDU mit 43% (Infratest: 42%) einen Wert 
über dem Durchschnitt und auch hier konnten die Grünen 9% erreichen. 
Insgesamt holte die CDU bei allen Erwerbstätigen mit 40% ein Ergebnis 
im Durchschnitt. Bei den Rentnern schnitt sie mit 45% überdurchschnitt-
lich ab, ebenso wie die SPD (14%) und die Linke (28%; Infratest: 25%). 
Bei den Arbeitslosen konnte die CDU zwar dazugewinnen, blieb aber mit 
28% (Infratest: 27%) unter ihrem Durchschnittswert. In dieser Gruppe 
schnitten die Linke (30%; Infratest: 32%), aber auch NPD, Sonstige und 
sogar die FDP mit jeweils 11% mehr oder weniger überdurchschnittlich 
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ab. Infratest ermittelte aber bei den Arbeitslosen 12% für die NPD und nur 
5% für die FDP.

Betrachtet man die Bildungsgruppen, so schnitt die CDU laut Forschungs-
gruppe Wahlen am besten bei Wählern mit formal niedriger Bildung ab 
– weit überdurchschnittlich bei den Hauptschulabsolventen mit 48%, was 
wohl auch dem guten Anteil an den Arbeitern entspricht. Allerdings kon-
zentrierte sich dieses Resultat dort weitgehend auf die über 35-Jährigen, 
während die CDU bei den jüngeren Hauptschulabsolventen zwar zulegen 
konnte, aber weit unter ihrem Durchschnitt blieb. Bei den Absolventen 
mit Mittlerer Reife holte die CDU 41%, bei denjenigen mit Hochschul-
reife 39% und bei den Hochschulabsolventen 36%. Umgekehrt holte die 
FDP bei den höher Qualifizierten größere Anteile. Die Grünen verzeichne-
ten ebenfalls höhere Anteile bei höherer formaler Qualifikation, schnitten 
aber auch bei den Hauptschulabsolventen mit 12% überdurchschnittlich 
ab. Die NPD hingegen holte ihre Stimmen weit überdurchschnittlich bei 
den formal niedriger Qualifizierten. Bei allen Bildungsgruppen schlug na-
türlich die erwähnte Altersverteilung durch. So holte die NPD weit über-
durchschnittliche Anteile bei den Wählern mit Hauptschulabschluss und 
Mittlerer Reife unter 35 Jahren (20% bzw. 16%).

Auch bezogen auf die Konfession zeigten sich die bekannten Muster. Un-
ter den Katholiken (die in Sachsen aber nur 4% der Wählerschaft ausma-
chen) schnitt die CDU mit 54% (Infratest: 59%) weit überdurchschnitt-
lich ab, ebenso bei den Protestanten mit 55% (Infratest: 54%). Beim Rest 
– immerhin 58% der Wähler – kam sie nur auf 32%. Während die anderen 
Parteien weitgehend gleich über die drei Gruppen verteilt waren, holten 
sowohl die Sonstigen und vor allem die Linke bei der Gruppe der Konfes-
sionslosen bzw. mit anderer Konfession ein überdurchschnittliches Ergeb-
nis, die Linke mit 27% (Infratest: 26%).

Thüringen

Auch in Thüringen zeigten sich bei der CDU bezogen auf das Alter die be-
kannten Verteilungsmuster. Allerdings war laut Forschungsgruppe Wah-
len hier der Unterschied zwischen männlichen (31%) und weiblichen 
Wählern (32%) weit geringer als in Sachsen. Hier holte die CDU eben-
falls bei den Wählern unter 29 Jahren mit 28% ein unterdurchschnittli-
ches Ergebnis, bei den folgenden Altersgruppen blieb sie mit 30% leicht 
unter dem Durchschnitt und nur bei den über 60-Jährigen holte sie mit 
35% ein Ergebnis weit über dem Gesamtwert von 31,2%. Das Verhältnis 
von männlichen und weiblichen Wählern war in Thüringen bei der CDU 
weitaus uneinheitlicher als in Sachsen. So lagen bei den unter 30-Jährigen 
die Frauen deutlich vor den Männern, in den folgenden Altersgruppen 
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konnte die CDU mehr Männer erreichen und erst bei den über 60-Jähri-
gen schnitten die Frauen mit 38% deutlich stärker ab. Die meisten Verlus-
te musste die CDU bei den Männern unter 29 Jahren und den Frauen in 
den mittleren Altersgruppen hinnehmen.

Bei Infratest Dimap stellte sich die Verteilung für die CDU etwas anders 
dar. Sie fanden mit insgesamt 33% weiblichen und 29% männlichen Wäh-
lern einen größeren Abstand zwischen den Geschlechtern. Dabei sah dieses 
Institut auch die Altersverteilung prononcierter. So sei die CDU bei allen 
Wählern unter 60 (mit Ausnahme der 25- bis 34-Jährigen) unter 30% ge-
landet, bei den über 60-Jährigen bei 37% (dort bei den Frauen mit 41%, den 
Männern aber nur mit 33%). Die stärksten Verluste wurden bei den jungen 
Wählern bis 24 Jahren und den Frauen von 25 bis 59 Jahren gesehen.

Die SPD war generell bei den Frauen überrepräsentiert, während bei der 
Linken und der NPD die Männer stärker vertreten waren. Die SPD hatte 
ähnlich wie die CDU ihre stärksten Wählergruppen bei den über 60-Jäh-
rigen. Die FDP war bei den Wählern unter 45 Jahren am stärksten und 
am deutlichsten überrepräsentiert, bei den Männern dabei etwas stärker. 
Während die Linke bei den Wählern ab 45 Jahren deutlich überrepräsen-
tiert war (31%; bei denen unter 45 unter 22%; bei Männern meist stärker), 
war auch hier die NPD die Partei der Jungwähler, bei den Männern unter 
29 Jahren laut Forschungsgruppe Wahlen 14%.

Bei den Berufsgruppen konnte die CDU anders als in Sachsen nicht so 
starke Akzente setzen. So blieb sie laut Forschungsgruppe Wahlen bei den 
Arbeitern mit 30% (Infratest Dimap: 31%) leicht unter dem Durchschnitt, 
während die Linke hier 31% (Infratest Dimap: 30%) holte. Bei den Ange-
stellten holte sie mit 30% (Infratest Dimap: 29%) auch einen leicht unter-
durchschnittlichen Wert, wurde hier aber stärkste Partei. Bei den Beamten 
lag sie mit 31% (Infratest Dimap: 30%) etwa im Schnitt. Dort holte die 
SPD mit 24% (Infratest Dimap: 22%) einen weit überdurchschnittlichen 
Wert. Nur bei den Selbständigen holte die CDU mit 36% (Infratest Di-
map: 42%) einen überdurchschnittlichen Wert ebenso wie die FDP mit 
17%. Bei den Arbeitern und Beamten lagen die CDU-Verluste über, bei 
den Selbständigen weit über dem Durchschnitt. Bei den Rentnern blieb 
die CDU mit 33% (Infratest Dimap: 34%) etwas über dem Durchschnitt. 
Dort holten Linke und SPD weit überdurchschnittliche Werte. Bei den 
Arbeitslosen blieb die CDU mit 20% (Infratest Dimap: 25%) unter dem 
Durchschnitt, dort holten Linke und NPD relativ viele Stimmen.

In den verschiedenen Bildungsgruppen erreichte die CDU bei den Haupt-
schulabsolventen mit 36% noch einen überdurchschnittlichen Wert, ob-
wohl sie auch sehr hohe Verluste zu verzeichnen hatte. Infratest Dimap 
sah den Wert hier aber bei 40% und die Verluste etwas unter dem Durch-
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schnitt. Bei den Absolventen mit mittlerer Reife lag sie etwa im Durch-
schnitt, bei den Wählern mit höherer formaler Qualifikation unter dem 
Durchschnitt. Auch in Thüringen war sie bei den Hauptschulabsolventen 
über 35 Jahren mit 37% am stärksten vertreten. Die FDP konnte hinge-
gen vor allem bei den jüngeren Abiturienten und Hochschulabsolven-
ten überdurchschnittlich punkten. Auch die Grünen schnitten bei allen 
Hochschulabsolventen überdurchschnittlich ab. Die Wähler der NPD re-
krutierten sich zu weit überwiegendem Teil aus Wählern unter 35 Jahren 
mit mittlerer Reife oder Hauptschulabschluss. In dieser Gruppe wurde sie 
mit 29% sogar stärkste Partei!

Die Konfessionsverteilung sah ähnlich aus wie in Sachsen. Bei den Katho-
liken (9% der Gesamtbevölkerung) holte die CDU 55%, bei den Protes-
tanten nur noch 40% (Infratest Dimap: 39%), bei den anderen (immerhin 
55% der Bevölkerung) mit 22% einen stark unterdurchschnittlichen Wert. 
In dieser letzten Gruppe waren erneut die NPD mit 5% und vor allem die 
Linke mit 35% überdurchschnittlich vertreten.

Saarland

Im Saarland zeigten sich bezogen auf das Alter stärkere Unterschiede als 
bei den anderen Landtagswahlen. Die CDU blieb laut Forschungsgruppe 
Wahlen bei allen Altersgruppen unter 60 Jahren mit 29% bzw. 30% deut-
lich unter ihrem Gesamtergebnis von 34,5%, nur bei den Senioren kam 
sie mit 44% (Infratest Dimap: 45%) deutlich darüber. Am stärksten schnitt 
sie mit 49% bei den Frauen über 60 Jahren ab. Infratest Dimap sah hier 
aber auch nur einen Wert von 45%. In den Jahrgängen über 45 Jahren wa-
ren die Frauen stärker vertreten, bei den Jüngeren insgesamt die Männer. 
Die mit Abstand stärksten Verluste verzeichnete die CDU bei den 45- bis 
59-Jährigen und dort bei den Frauen noch stärker (Infratest Dimap: gleich 
hoch) als bei den Männern.

Die SPD schnitt in allen Altersgruppen – auch bei den Jüngeren – bei den 
Frauen besser ab. Die Grünen waren mit Abstand in der Altersgruppe bis 
29 Jahre am stärksten vertreten und bei allen Altersgruppen bis 59 Jah-
ren bei den Frauen stärker als bei den Männern. Sie hatten aber bei den 
Jahrgängen unter 45 Jahren Verluste, die sie nur durch ihre Gewinne bei 
denjenigen über 45 Jahren ausgleichen konnten. Infratest Dimap sah hin-
gegen in allen Altersgruppen Verluste für die SPD außer bei den Männern 
unter 24 Jahren. Die FDP war bei den Wählern bis 45 Jahren und generell 
bei den Männern etwas stärker vertreten. Die Linke war bei den Männern 
(24%) deutlich stärker als bei den Frauen (17%; Infratest Dimap: 18%) und 
hatte ihren Schwerpunkt in den Altersgruppen zwischen 30 und 59 Jah-
ren. Dort verzeichnete sie auch die meisten Zugewinne. Bei den Männern 
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zwischen 45 und 59 Jahren holte sie sogar genauso viele Stimmen (28%) 
wie die CDU (Infratest Dimap sah hier sogar einen Vorsprung von 30% zu 
29%). Bei den Männern zwischen 30 und 44 Jahren konnte sie mit 25% 
immerhin die SPD hinter sich lassen. Die Sonstigen hatten ein leichtes 
Übergewicht bei Männern und jüngeren Wählern.

Bei den Berufsgruppen konnte die CDU nur bei den Beamten mit 51% (In-
fratest Dimap: 48%) und den Selbständigen mit 43% (dort aber bei einem 
überdurchschnittlichen Verlust von 15%) einen Wert über dem Durch-
schnitt holen. Infratest Dimap sah aber bei den Selbständigen nur einen 
Wert von 33% und einen überdurchschnittlichen Verlust von 22 Punk-
ten. Bei den Arbeitern blieb sie mit 26% (Infratest Dimap: 25%) nicht nur 
unter dem Durchschnitt, sondern auch hinter der SPD (28%; Infratest 
Dimap: 27%) und den Linken (31%; Infratest Dimap: 34%). Auch bei den 
Angestellten blieb die CDU mit 32% knapp unter dem Durchschnitt ihres 
Gesamtergebnisses von 34,5%. Dort waren die Verluste mit 15% eben-
falls überdurchschnittlich hoch. Während sie bei den Rentnern mit 41% 
(Infratest Dimap: 42%) stärkste Partei wurde und über dem Durchschnitt 
abschloss, blieb sie bei den Arbeitslosen mit 15% (Infratest Dimap: 17%)
weit darunter und hinter der SPD (20%; Infratest Dimap: 21%) und den 
Linken (44%; Infratest Dimap: 46%).

Bei der SPD waren die Stimmen gleichmäßiger über die Berufsgruppen 
verteilt. Nur bei den Arbeitslosen und vor allem den Selbständigen blieb 
sie unter ihrem Durchschnittswert. Die FDP schnitt bei den Angestellten 
und vor allem den Selbständigen überdurchschnittlich gut ab. Die Linke 
holte weit überproportionale Werte bei Arbeitern und Arbeitslosen.

In den Bildungsgruppen zeigte sich laut Forschungsgruppe Wahlen ein 
erstaunliches Ergebnis, das untypisch für das Wahlverhalten zugunsten 
der CDU war. Sie blieb sowohl bei den Absolventen von Haupt- und 
Realschule als auch denjenigen mit Hochschulreife leicht unter ihrem 
Durchschnittswert, während sie bei Universitätsabsolventen mit 43% 
deutlich darüber abschnitt. Auch Infratest Dimap stellte diese Verteilung 
fest, wenn auch nicht ganz so heftig. Besonders schwach schnitt die CDU 
bei den Absolventen von Haupt- und Realschule unter 35 Jahren ab. Bei 
der SPD hingegen sanken die Anteile mit höherer formaler Qualifikation. 
Bei den Grünen wiederum stiegen sie an und erreichten bei den Univer-
sitätsabsolventen 11%, während sie bei den Hauptschulabsolventen nur 
auf 2% kamen. Die FDP schnitt in allen Altersgruppen vor allem bei Abi-	
turienten und Hochschulabsolventen überdurchschnittlich ab. Die Linke 
war wie die SPD bei den Wählern mit formal niedriger Qualifikation deut-
lich stärker vertreten. So holte sie bei den Hauptschulabsolventen unter 
35 Jahren 37%, blieb aber bei den jüngeren Absolventen von Gymnasium 
oder Hochschule mit 16% bzw. 10% weit unter ihrem Durchschnitt und 
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erzielte dort ihre schlechtesten Werte. Auch die Sonstigen erlitten zwar 
bei den jüngeren Absolventen von Haupt- und Realschule die größten 
Verluste, erzielten dort aber dennoch überdurchschnittliche Ergebnisse.

Bei der Konfessionsverteilung zeigte sich, dass die CDU zwar bei den Ka-
tholiken (immerhin 63% der Wähler) mit 40% ein überdurchschnittli-
ches Ergebnis holte, dort aber auch mit 13% sehr starke Verluste zu ver-
zeichnen hatte. Bei den Protestanten (22% der Wähler) kam sie mit 26% 
(Infratest Dimap: 27%) auf ein noch weiter unter ihrem Durchschnitt 
liegendes Resultat, ebenso bei den Wählern mit anderer oder sonstiger 
Konfession (allerdings nur 9% der Wählerschaft), wo sie mit 17% (Infra-
test Dimap: 19%) noch deutlicher darunter blieb. Die SPD holte hingegen 
überdurchschnittliche Werte bei den Protestanten, die Grünen und die 
FDP bei den Konfessionslosen. Auch die Linke holte bei den Konfessions-
losen mit 32% (Infratest Dimap: 31%) einen weit überdurchschnittlichen 
Wert, blieb aber auch bei den Protestanten (21%) und den Katholiken 
(19%) nur etwas unter ihrem Gesamtwert von 21,3%. Infratest Dimap sah 
sie auch bei den Protestanten mit 23% etwas über dem Gesamtwert.

10.2.5	� Zusammenfassung: Fingerzeige für die Bundestags-
wahl?

Drei Landtagswahlen an einem Tag – vier Wochen vor einer Bundestags-
wahl – werden notgedrungen von der Publizistik und großen Teilen der 
Öffentlichkeit als möglicher Fingerzeig oder gar Vorentscheidung für die-
se anstehende nationale Wahl interpretiert. Bei entsprechenden Resulta-
ten bietet ein solcher Wahltermin für die beteiligten Parteien auch die 
Möglichkeit oder sogar die Notwendigkeit, ihre Strategien für die letzten 
Wochen des Bundestagswahlkampfes noch zu modifizieren. Andererseits 
kann das Ergebnis in diesen Ländern auch als Bestätigung für den Kurs 
einer Partei für die Wahl zum Bundestag gewertet werden.

Die Reaktionen auf die Ergebnisse der Landtagswahlen des 30. August 2009 
sind daher sehr unterschiedlich ausgefallen. Schon die Tatsache, dass die 
jeweiligen Landesregierungen einen Wahltermin kurz vor der Bundestags-
wahl ausgesucht und diese nicht mit der Bundestagswahl zusammengelegt 
haben (so wie in Brandenburg und kurzfristig auch in Schleswig-Holstein) 
war ein Indiz dafür, dass diese sich positive Effekte von einer Absetzung 
von bundespolitischen Einflüssen und einer stärkeren Betonung des lan-
despolitischen Charakters versprachen. Dieser Effekt war aber bestenfalls 
in Sachsen feststellbar. In Thüringen wie im Saarland hat er sich für die 
jeweilige CDU-Regierung nicht positiv ausgewirkt. Dennoch kann nur dar-
über spekuliert werden, ob bei einem Wahltermin gleichzeitig zur Bundes-
tagswahl in diesen Ländern ein anderes Ergebnis herausgekommen wäre.
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Sachsen

In Sachsen konnte die CDU die auch von den Demoskopen vorhergesagte 
Konstellation in die Realität umsetzen. Die von allen Beobachtern erwar-
tete schwarz-gelbe Mehrheit war nicht in Gefahr. Dabei waren auch keine 
negativen Bundeseinflüsse zu verzeichnen. Laut Forschungsgruppe Wah-
len sagten 55%, die Politik in Sachsen sei wahlentscheidend, aber immer-
hin 38% gaben die Bundespolitik an. Die Regierungspartei CDU kam (auf 
einer Skala von +5 bis -5) auf einen guten Wert von +1,4, die SPD immerhin 
auf +0,6 und von den Oppositionsparteien nur die FDP mit +0,4 auf einen 
positiven Wert. Die CDU im Land wurde mit +2,0 noch besser bewertet als 
die Bundes-CDU mit +1,7. SPD, FDP und Grüne kamen jeweils ebenfalls 
auf positive Werte, wobei jeweils die Landesparteien etwas schlechter als 
die Bundespartei beurteilt wurden. Die Linke blieb mit -0,5 im negativen 
Bereich, wurde aber im Land etwas besser als im Bund beurteilt.

Auch die Einstellungen zum Spitzenkandidaten spiegelten diese sehr 
positive Bewertung der CDU wieder. Stanislaw Tillich, der erst seit Mai 
2008 im Amt war, erreichte zwar nicht ganz die Werte seines Vorgängers 
Milbradt bei der Wahl 2004, lag aber überzeugend vorne. 68% sagten, er 
mache seine Arbeit gut. 50% wünschten sich ihn als Ministerpräsident 
und auch bei den eigenen Anhängern erreichte er mit +3,6 einen Spit-
zenwert. Laut Infratest Dimap lag er mit 70% zu 20% vorn im Vergleich 
zum Kandidaten der Linken, André Hahn, und mit 64% zu 23% vor dem 
SPD-Spitzenmann Thomas Jurk.

Das Ansehen der sächsischen CDU war ebenfalls sehr gut. In allen Kom-
petenzbereichen hatte die CDU laut Forschungsgruppe Wahlen einen 
Vorsprung. Insbesondere in den Feldern Arbeitsplätze und Wirtschaft (Ar-
beitslosigkeit stellte für 63% das wichtigste Problem dar), aber auch mit 
Zukunft lag sie mit 33%, 40% und 38% weit vor allen anderen Parteien. 
In den Feldern Familie, Schule und Bildung sowie soziale Gerechtigkeit 
lag sie ebenfalls – wenn auch knapper – vor den Mitbewerbern. Laut In-
fratest Dimap führte die CDU in den Bereichen Wirtschaft, Bewältigung 
der Wirtschaftskrise, Arbeitsplätze, Verschuldung, Schul- und Bildungspo-
litik, Familienpolitik, Steuerpolitik und Integrationspolitik. Die SPD lag 
vorn bei den Themen angemessene Löhne und soziale Gerechtigkeit. Die 
Grünen waren in der Umweltpolitik am stärksten angesehen.

Alles in allem konnte die CDU mit dem Ausgang der Wahl zufrieden sein. 
Zwar kamen wieder sechs Parteien (darunter die NPD) in den Landtag, 
aber angesichts der Turbulenzen während der vergangenen Legislaturperi-
ode hatte sich die CDU für diese Wahlen gut positioniert. Insofern waren 
die Landtagswahlen in Sachsen vor allem ein gelungenes Plebiszit über 
die erfolgreiche Regierungspolitik im Land. Auch strukturell war das Er-
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gebnis – auch bei Berücksichtigung der unterschiedlichen Ausgangslage 
in den neuen Bundesländern – zwar durchwachsen, aber auch mit positi-
ven Aspekten versehen. Prozentual konnte die CDU ihr Resultat halten, 
auch wenn in absoluten Zahlen Stimmen verloren gingen. Kaum überra-
schend war der überdurchschnittliche Zuspruch bei den Senioren, aber 
auch in den mittleren Generationen fiel das Ergebnis besser aus als bei 
anderen Landtagswahlen. Vor allem die Frauen konnten insgesamt über-
durchschnittlich gewonnen werden. Sie blieb bei allen Berufsgruppen die 
stärkste Partei und konnte vor allem bei Arbeitern und den Wählern mit 
niedrigerer formaler Qualifikation gut abschneiden. Sie hat sich damit 
wiederum als Partei der kleinen Leute und Volkspartei präsentiert.

Die FDP konnte sich vor allem in den Alters-, Berufs- und Bildungsgrup-
pen verstärken, in denen die Union ihre Defizite hatte. Insofern war eine 
Koalition mit der FDP auch wahlsoziologisch eine naheliegende Alterna-
tive. Eine linke Mehrheit war trotz der Gewinne der SPD (allerdings auch 
nur prozentual) außer Reichweite. Die Grünen konnten zwar leicht zu-
legen, blieben aber zu schwach. Die Linke verlor nicht nur 3%, sondern 
auch fast ein Viertel ihrer Stimmen von 2004. Die gefestigte Mehrheit der 
CDU in Sachsen konnte nach diesem 30. August 2009 also noch am ehes-
ten als Vorbild für eine bürgerliche Mehrheit im Bund gelten.

Laut Infratest Dimap entschieden sich 34% der Wähler in Sachsen relativ 
kurzfristig während der letzten Tage vor der Wahl oder am Wahltag selbst. 
Besonders hoch war der Anteil hier bei der SPD (39%) und der FDP (36%), 
während er bei der CDU (33%) und der Linken (29%) etwas unter dem 
Durchschnitt blieb.

Thüringen

In Thüringen, dem ebenfalls von der CDU regierten Nachbarland, sah die 
Landschaft komplett anders aus. Mit einem Rekordverlust von 11,8% und ei-
nem Viertel der Stimmen von 2004 war die Zeit der Alleinregierung beendet. 
Insgesamt waren die demoskopischen Daten zum Teil dramatisch schlechter 
als in Sachsen. Dabei hat offenbar die Situation im Land eine größere Rolle 
gespielt. Zwar sagten in Thüringen laut Forschungsgruppe Wahlen 35%, die 
Politik im Bund sei für ihre Wahl entscheidend, aber 58% nannten die Politik 
in Thüringen. Auf der Skala von +5 bis -5 kam die CDU-Alleinregierung nur 
auf einen Wert von +0,2 (2004 waren es +1,0 gewesen), während die SPD-
Opposition auf +0,7 kam. In der Parteienwertung kam die CDU in Thüringen 
auf +0,7 (die Bundes-CDU auf +1,3), die SPD auf +0,8 und die FDP auf +0,2, 
während Linke und Grüne leicht negativ beurteilt wurden. Laut Infratest Di-
map waren 40% der Wähler mit der Landesregierung zufrieden oder sehr 
zufrieden, darunter aber nur 79% der CDU- und 41% der FDP-Anhänger.
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Bei den Werten für den Spitzenkandidaten wird die Problematik noch 
deutlicher. 54% meinten, Dieter Althaus mache seine Sache gut, 2004 wa-
ren dies noch 72% gewesen. Er erreichte nur einen persönlichen Wert von 
+0,5, während Christoph Matschie von der SPD +0,9 erhielt und Bodo 
Ramelow von den Linken immerhin +0,2. Bei der Frage nach dem ge-
wünschten Ministerpräsidenten lag er zwar 44 zu 22 vor Ramelow (In-
fratest Dimap: 50% zu 35%), aber nur 40 zu 39 vor Matschie (Infratest 
Dimap: 44 zu 42). Laut Infratest Dimap waren mit ihm nur 47% zufrieden 
oder sehr zufrieden, 21% weniger als bei der letzten Landtagswahl. Dies 
waren keinesfalls Werte, die eine unangefochtene Wiederwahl erwarten 
ließen.

Auch bei den Parteikompetenzen sah die Lage in Thüringen weitaus 
schwieriger für die CDU aus. Das Thema Arbeitsplätze war auch hier für 
die große Mehrheit (63%) das wichtigste Thema. Die CDU lag auch in 
diesem Land vorne bei den Themenfeldern Arbeitsplätze (26%), Wirt-
schaft (33%) und Zukunft (29%). Allerdings waren die Abstände zu den 
anderen Parteien hier deutlich geringer. Im Bereich Familie lag man mit 
der SPD gleich auf, in den Bereichen Schule/Bildung und soziale Gerech-
tigkeit aber hinter der SPD und den Linken. Laut Infratest Dimap konnte 
die CDU auch bei den Themenfeldern Abwanderungsstopp der jungen 
Generation, Steuerpolitik, angemessene Löhne und Umweltpolitik keine 
Spitzenwerte erzielen.

Die CDU zeigte also sowohl beim Spitzenkandidaten als auch in einzel-
nen Politikfeldern Schwäche. Unklar ist, ob Letztere durch die Politik der 
Landesregierung bedingt waren oder sich aus dem Verfall der Zustim-
mungswerte zum Spitzenkandidaten entwickelt haben. Der Skiunfall von 
Dieter Althaus im Winter, bei dem durch sein Verschulden eine Frau zu 
Tode kam, hatte für die Wahl eine unvorhersehbare Sondersituation ge-
schaffen. Ob dieser Unfall oder dessen spätere kommunikative Verarbei-
tung den Verfall der persönlichen Werte des Spitzenkandidaten ausgelöst 
haben, ist letztlich irrelevant, das Faktum der schlechten Werte hat den 
Wahlausgang aber sicher entscheidend mitbeeinflusst.

Auch strukturell machte sich dies im Wahlergebnis vor allem im Vergleich 
zu Sachsen deutlich: Starke Verluste bei jüngeren Wählern und auch bei 
Frauen in den mittleren Altersgruppen, generell weniger weibliche Wäh-
ler als in Sachsen, bei weitem weniger Resonanz bei Arbeitern und weit 
überdurchschnittliche Verluste bei Arbeitern, Beamten und Selbständi-
gen. Die CDU konnte in Thüringen also weitaus weniger ihren Charakter 
als Volkspartei unterstreichen als in Sachsen. Zugleich waren die Verluste 
bei den „kleinen Leuten“ so groß, dass auch die Zugewinne der FDP bei 
Selbständigen oder höher Qualifizierten dies nicht ausgleichen konnten.
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Laut Infratest Dimap haben sich 38% der Wähler erst kurzfristig während 
der letzten Tage vor der Wahl oder am Wahltag entschieden. Überdurch-
schnittlich hoch war dieser Wert bei Wählern der FDP (46%), der SPD 
(45%) und der Grünen (44%).

Saarland

Im Saarland stand ebenfalls eine CDU-Alleinregierung auf dem Spiel. 
Aber auch hier waren Sonderfaktoren erkennbar, die sich auf das Wahl-
verhalten ausgewirkt haben. Einerseits ein stark katholisch geprägtes, 
kleines Flächenland im Westen mit andererseits starker Arbeitertradition 
und der Wiederkehr des langjährigen Ministerpräsidenten Oskar Lafon-
taine als Spitzenkandidat der Linken. Der Verlust von 13% war nicht nur 
der stärkste Verlust der CDU an der Saar, sondern der stärkste Verlust der 
CDU in einem Flächenland seit 1950. Dass der Verlust auf die abgegebe-
nen Stimmen bezogen nur etwa 12% beträgt, war hier nur ein schwacher 
Trost.

Im Saarland haben offenbar noch stärker landespolitische Effekte den 
Ausschlag gegeben. So sagten laut Forschungsgruppe Wahlen 31%, die 
Bundespolitik sei für ihre Wahl entscheidend gewesen, aber 66% nannten 
die Landespolitik. Die CDU-Alleinregierung kam auf der Skala von +5 bis 
-5 nur auf einen Wert von +0,4, die Oppositionsparteien wurden sämtlich 
ebenfalls positiv bewertet – die SPD sogar mit +0,5. Als Partei wurde die 
CDU mit +0,6 bewertet (nach +1,7 2004), die SPD kam auf +0,8, die Grü-
nen auf +0,2 und die FDP auf +0,3. Die Linke kam zwar auf -1,1, das war 
jedoch deutlich besser als die -2,9 aus dem Jahr 2004. Die Bundespartei 
wurde im Saarland mit +1,0 klar besser bewertet als die Landespartei. Laut 
Infratest Dimap war nur eine Minderheit von 43% der Wähler mit der 
Landesregierung sehr zufrieden oder zufrieden, darunter immerhin 83% 
der CDU-Anhänger, aber nur 44% der FDP-Wähler.

Ähnlich wie in Thüringen kam auch im Saarland der Spitzenkandidat 
nicht auf hohe Zustimmungswerte. Auf die Frage nach dem gewünschten 
Ministerpräsidenten erreichte Peter Müller 42%, sein Herausforderer Hei-
ko Maas aber 43% (Infratest Dimap sah allerdings einen Vorsprung von 46 
zu 42 für Müller). Bei der letzten Wahl hatte Müller noch mit 56 zu 29 vor 
Maas gelegen. Nur im Vergleich zu Oskar Lafontaine lag er mit 58 zu 32 
vorne. 57% sagten, Müller mache seine Sache gut, 2004 waren dies noch 
75% gewesen. Auf der bekannten Skala wurde er mit +0,9 bewertet, Hei-
ko Maas mit +1,1 und Oskar Lafontaine mit -0,8. Im Vergleich mit Maas 
wurde ihm zwar mehr Sachverstand, aber etwas weniger Glaubwürdigkeit 
und deutlich weniger sympathische Wirkung zugebilligt.
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Bei den Kompetenzwerten konnte sich die CDU nicht entscheidend von 
den Mitbewerbern absetzen: Auch im Saarland lag die CDU in den Berei-
chen Arbeitsplätze (30%), Wirtschaft (30%) und Zukunft (31%) vorne. Das 
Thema Arbeitsplätze war hier insgesamt für 60% am wichtigsten. Aber bei 
den Bereichen Schule, Bildung, Familie und soziale Gerechtigkeit lag sie 
hinter der SPD. Hinzu kam eine deutlich schlechtere Sicht der wirtschaft-
lichen Lage im Land verglichen mit anderen westdeutschen Ländern als 
2004. Laut Infratest Dimap erzielte die CDU auch in den Themenberei-
chen angemessene Löhne und Umweltpolitik keine Spitzenwerte.

Dies spiegelte sich in der Wählerstruktur wider. Starke Verluste waren bei 
den jüngeren und mittleren Jahrgängen zu verzeichnen, bei den Wäh-
lern unter 60 Jahren konnte die CDU insgesamt die 30%-Marke nicht 
überschreiten. Es gab überdurchschnittliche Verluste bei Angestellten und 
große Verluste bei Arbeitern und Arbeitslosen, wo sie hinter der SPD und 
den Linken landete. Die Tatsache, dass die CDU im Saarland entgegen der 
Entwicklungen in anderen regionalen und nationalen Wahlen überdurch-
schnittlich gut bei Wählern mit formal höherer Qualifikation abschloss, 
war kaum von Bedeutung angesichts der dramatischen Verluste bei den 
„kleinen Leuten“, die von der SPD, aber noch stärker von den Linken 
angezogen wurden. Sollte diese Entwicklung im Saarland kein Einzelfall 
bleiben, dann hätte die zukünftig CDU Probleme, sich im Land weiterhin 
als Volkspartei zu präsentieren.

Im Saarland entschieden sich laut Infratest Dimap 29% der Wähler erst 
während der letzten Tage vor der Wahl oder am Wahltag selbst. Über-
durchschnittlich war dieser Anteil bei den Wählern der Grünen (41%) 
und der FDP (38%) zu verzeichnen.

Alle Landtagswahlen waren wiederum ein Beleg dafür, dass eine schlech-
te Stimmungslage im Land auch durch weit bessere Einschätzungen der 
Leistungen der Politik oder der eigenen Partei im Bund nicht kompensiert 
werden können. Die strukturellen Stärken wie die Defizite in der Mobilisie-
rung einzelner Segmente der Wählerschaft zeigen sich prinzipiell bei jeder 
Wahl. In den neuen Bundesländern muss gleichzeitig mitberücksichtigt 
werden, dass insgesamt noch weniger feste Parteibindungen vorhanden 
sind als im Westen und daher eine größere Wechselbereitschaft nach wie 
vor vorhanden ist. Dies wurde in Thüringen noch durch den Sonderfall 
der persönlichen Probleme des Spitzenkandidaten verstärkt. Aber auch 
im Saarland wurde durch die Kandidatur der Linken unter ihrem popu-
lärsten Politiker und früheren Ministerpräsidenten Oskar Lafontaine eine 
Sondersituation geschaffen, die die Mobilisierungsprobleme der CDU er-
höhte und die auch im Westen steigende Wechselbereitschaft nochmals 
verstärkte. Aufgrund dieser Konstellation können die Landtagswahlen des 
30. August 2009 nur sehr bedingt als Testlauf für die Bundestagswahl 2009 
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gesehen werden. Auf der einen Seite haben diese Wahlen wieder einmal 
gezeigt, wie groß insgesamt die Volatilität unter den Wählern in Deutsch-
land schon ist. Jede Regierungspartei muss sich in diesen Jahren auf mehr 
Wechselbereitschaft einstellen, was dazu führen kann, dass auch etab-
lierte Regierungen schnell vom Wähler abgewertet werden. Die Wahl in 
Sachsen hat unterstrichen, dass die Schwächen in der Wählerstruktur zu 
großen Teilen kompensiert werden können, wenn Kandidat, Programm 
und vermutete Kompetenz hohe Werte erreichen. Sobald dies nicht der 
Fall ist, bricht die Zustimmung immer rascher und in immer größerem 
Ausmaß ab. Davon profitieren vor allem die Liberalen auf der einen Seite 
(im Westen wie im Osten) und die Linken – diese im Westen stärker wie 
im Osten. Damit dürfte sich auch im Westen die Zahl der Parteien in den 
Parlamenten erhöhen, was mittelfristig die Regierungsbildung erschweren 
und neue Kooperationsmuster fördern dürfte. Bei diesen Landtagswahlen 
wurde andererseits aber auch deutlich, dass eine bürgerliche Mehrheit aus 
Union und FDP durchaus möglich ist. Die Grundlagen hierfür müssen 
von den Beteiligten und ihren wichtigsten Persönlichkeiten aber rechtzei-
tig geschaffen werden.



11.		�  Im Schatten der Bundestagswahl: die 
Landtagswahlen vom 27. September 
2009 in Schleswig-Holstein und  
Brandenburg

11.1		  Wahlergebnisse und mögliche Regierungen

11.1.1	 Schleswig-Hostein

Die Landtagswahlen vom 27.  September 2009 fanden parallel zur Bun-
destagswahl statt. Daher war bei beiden eine höhere Wahlbeteiligung zu 
erwarten als bei einem anderen Termin. Während in Brandenburg179 schon 
seit längerem der Zeitpunkt in Koinzidenz zur Bundestagswahl gelegt wor-
den war, kam die Landtagswahl in Schleswig-Holstein180 erst viel kurzfris-
tiger zustande, da die Regierungskoalition in diesem Land wenige Wochen 
zuvor auseinandergebrochen war. Bei allen Unterschieden war doch die 
Gemeinsamkeit, dass in beiden Ländern wie im Bund eine Große Koalition 
regiert hatte und hier wie da es sehr unwahrscheinlich erschien, dass eine 
Koalition aus Union und SPD weitergeführt werden würde. Insofern war 
es interessant, welche Koalitionsoptionen sich neben der Bundesebene bei 
diesen Landtagswahlen ergeben würden, nachdem vier Wochen zuvor aus 
den Landtagswahlen sehr unterschiedliche Koalitionen hervorgegangen 
waren: die CDU mit den Liberalen in Sachsen, CDU und SPD in Thüringen 
und die CDU mit den Liberalen und den Grünen im Saarland.

In Schleswig-Holstein erreichte die CDU noch 31,5% – ein Verlust von 
8,6% gegenüber der Landtagswahl 2005. Sie holte 503.592 Zweitstimmen, 
was 72.503 Stimmen weniger bedeutete. Bei den Erststimmen kam sie auf 
36,9%, das war ein Verlust von 6,6%. Wie bei vielen anderen Wahlen 
auch zeigte sich, dass die CDU bei der Wahl der Direktkandidaten ein 
größeres Potenzial erreicht als mit den Zweitstimmen.

Die SPD kam auf 25,4%, ein Verlust von 13,2%. Sie holte 406.215 Stim-
men, das waren 148.664 Stimmen weniger als 2005. Sie musste also über 
ein Viertel ihrer Stimmen abgeben. Bei den Erststimmen verlor sie nur 
11,4% und kam auf 29,7%.

179	 Infratest Dimap Wahlreport: Landtagswahl in Brandenburg 27.9.2009, Berlin, 
Oktober 2009; Berichte der Forschungsgruppe Wahlen Nr.140: Wahl in Bran-
denburg. Eine Analyse der Landtagswahl vom 27.9.2009, Mannheim, Oktober 
2009.

180	 Infratest Dimap Wahlreport: Landtagswahl in Schleswig-Holstein 27.9.2009, 
Berlin, Oktober 2009; Berichte der Forschungsgruppe Wahlen Nr.139: Wahl 
in Schleswig-Holstein. Eine Analyse der Landtagswahl vom 27.9.2009, Mann-
heim, Oktober 2009.
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Die FDP kam auf 14,9% und legte 8,3% zu. Sie erreichte 238.568 Zweit-
stimmen, das waren 143.633  Stimmen mehr als 2005. Sie konnte also 
ihren Stimmenanteil weit mehr als verdoppeln.

Die Grünen kamen auf 12,4% bei einem Gewinn von 6,2%. Sie holten 
198.563 Stimmen, ein Gewinn von 109.176 Stimmen, was ebenfalls mehr 
als eine Verdopplung bedeutete.

Die Linke konnte 5,2% zulegen, kam auf 6,0% und konnte erstmals in 
den Landtag einziehen. Sie holte 95.238  Stimmen, das waren 83.846 
mehr als 2005.

Der Südschleswigsche Wählerverbund, der von der 5%-Hürde befreit ist, 
kam auf 4,3% bei einem Gewinn von 0,7%. Er holte 69.438 Stimmen und 
legte um 17.518 Stimmen zu. Bei allen vier kleineren Parteien lag der Erst-
stimmenanteil unter dem Wert der Zweitstimmen.

Von den sonstigen Parteien erhielten noch erhöhte Werte die Piraten (1,8%), 
die NPD (0,9%), die Partei Familie (0,8%) und die Rentnerpartei (0,6%).

Die Wahlbeteiligung lag bei 73,5%, das waren 6,9% mehr als 2005. Hier-
für war sicher vor allem die gleichzeitig stattfindende Bundestagswahl 
verantwortlich.

In den Landtag von Schleswig-Holstein zogen inklusive der Überhang-
mandate 95 Abgeordnete ein. Die CDU erhielt 34, die SPD 25, die FDP 
15, die Grünen 12, die Linke 5 und der SSW 4 Sitze. Damit bekamen CDU 
und FDP eine Mehrheit, während die SPD weder mit den Grünen noch 
zusätzlich mit der Linken eine Mehrheit gehabt hätte.

11.1.2	 Brandenburg

In Brandenburg kam die CDU auf 19,8% der Zweitstimmen, ein Zuwachs 
um 0,4  Prozentpunkte gegenüber der letzten Landtagswahl 2004. Dies 
entsprach 274.774 Zweitstimmen, ein Gewinn von 47.712 Stimmen. Bei 
den Erststimmen kam sie auf 22,3%.

Die SPD wurde mit 33,0% der Zweitstimmen (+1,1%) stärkste Partei und 
kam auf 458.852 Stimmen, ein Gewinn von 85.883 Stimmen. Ihr Erst-
stimmenanteil war mit 30,3% allerdings deutlich niedriger.

Die Linke wurde mit 27,2% der Zweitstimmen (-0,8%) zweitstärkste Par-
tei. Sie erhielt 377.084 Stimmen, das waren 50.283 mehr als 2004. Auch 
ihr Erststimmenanteil war mit 29,5% höher.
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Die FDP kam auf 7,2% der Zweitstimmen (+3,9%). Sie erreichte 
100.042 Stimmen – 61.152 mehr – und erhielt so etwa zweieinhalb Mal 
mehr als 2004.

Die Grünen kamen auf 5,6% (+2,0%) und zogen ebenfalls in den Land-
tag ein. Sie gewannen 36.277 Stimmen und holten 78.368 Zweitstimmen. 
Anders als bei der FDP war bei den Grünen auch der Erststimmenanteil 
leicht höher.

Die DVU erhielt noch 1,2% (-4,9%) und zog nicht mehr in den Landtag 
ein. Sie verlor 54.661 Stimmen und kam noch auf 16.380 Stimmen.

Die Wahlbeteiligung lag bei 67,5%, das waren – wahrscheinlich vor allem 
wegen der parallelen Bundestagswahl – 11,1% mehr als 2004.

Im Brandenburger Landtag (88  Sitze) erhielten die SPD 31, die Linke 
26, die CDU 19, die FDP 7 und die Grünen 5 Sitze. Damit war nur eine 
Mehrheit aus SPD und CDU oder aus SPD und Linken möglich. Weder 
eine Ampel- noch eine Jamaika-Koalition hätte eine Mehrheit gehabt. 
Als stärkste Partei konnte sich die SPD den Koalitionspartner aussuchen 
und entschied sich für ein Bündnis mit der Linken analog der Regierung 
in Berlin.

11.2		  Bewertungen und Einzelaspekte

11.2.1	 Einordnungen im Vergleich

Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein holte die CDU mit 31,5% ihr schlechtestes Ergebnis 
der letzten Jahre. Auch bei den Europawahlen vom Juni 2009 war sie noch 
über 6 Prozentpunkte höher gelegen. Bei den gleichzeitigen Bundestags-
wahlen erzielte sie mit 32,2% nicht wesentlich mehr als bei der Land-
tagswahl. Die großen Parteien schnitten generell bei der Bundestagswahl 
schlechter, die kleinen Parteien besser ab.

Die SPD lag mit 25,4% etwa auf dem Niveau der Kommunalwahl 2008 
(26,6%) und der Europawahl (24,6%). Bei der Bundestagswahl am selben 
Tag lag auch sie mit 26,8% nur wenig besser.

Die FDP erzielte mit 14,9% ihr mit Abstand bestes Ergebnis seit Jahren, 
das vom Wert der Bundestagswahl mit 16,3% noch übertroffen wurde.
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Die Grünen holten mit 12,4% ein gutes Resultat verglichen mit früheren 
Jahren, blieben aber hinter dem Wert der Europawahl von 13,5% zurück. 
Bei der Bundestagswahl kamen sie auf 12,7%.

Die Linke konnte mit 6,0% in den Landtag einziehen, hatte aber bei der 
Kommunalwahl 2008 mit 6,9% schon besser abgeschnitten. Bei der Bun-
destagswahl kam sie sogar auf 7,9%.

Brandenburg

In Brandenburg erzielte die CDU trotz der Gewinne an absoluten Stim-
men nur 0,4% mehr (insgesamt 19,8%) als bei der letzten Landtagswahl 
und denselben Prozentwert wie bei der Kommunalwahl 2008. Das Ergeb-
nis lag auch unter den Resultaten der Bundestagswahl 2005 wie der Eu-
ropawahl 2008. Bei der Bundestagswahl am selben Tag holte die CDU 
hingegen 23,6%, was darauf hindeutet, dass die CDU im Land Populari-
tätsdefizite aufweist.

Die SPD erzielte eines ihrer besten Ergebnisse der letzten Jahre, nur bei 
der Bundestagswahl 2005 lag sie deutlich darüber. Bei der Bundestagswahl 
am selben Tag lag sie mit 25,1% aber weit unter ihrem Landtagsergebnis 
von 33,0%, so dass sich bei ihr die Landespartei deutlich vom negativen 
Bundestrend abheben konnte.

Die Ergebnisse der Linken bewegten sich seit einigen Jahren in einem en-
gen Korridor, der auch bei dieser Landtagswahl nicht überschritten wur-
de. Bei der Bundestagswahl am selben Tag holte sie aber mit 28,5% ihren 
besten Wert seit Jahren und blieb über dem Landtagsergebnis von 27,2%.

Die FDP blieb mit 7,2% ebenfalls auf dem Niveau der letzten Wahlen, 
holte aber bei der gleichzeitigen Bundestagswahl 9,3%. Angesichts des 
niedrigeren CDU-Werts dürften also auch in Brandenburg viele CDU-Erst-
stimmenwähler mit der Zweitstimme die Liberalen gewählt haben.

Die Grünen waren mit 5,6% besser als bei den meisten anderen Wahlen 
der letzten Jahre, blieben aber unter ihrem Ergebnis der Europawahl 2008. 
Bei der gleichzeitigen Bundestagswahl kamen sie auf 6,1%.

Der Anteil der sonstigen Parteien war bei Landtags- und Bundestagswahl 
weit niedriger als bei den anderen Wahlen mit Ausnahme der Bundestags-
wahl 2005.
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11.2.2	 Bilanz der Wählerwanderungen

Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein konnte die CDU laut Infratest Dimap lediglich 
8.000 Stimmen aus dem Lager der SPD gewinnen. An die anderen Partei-
en gab sie ab, darunter den Löwenanteil an die FDP (75.000), aber auch an 
die Grünen (10.000), sonstige Parteien (9.000), die Linke (6.000) und den 
SSW (4.000). An den Generationenwechsel verlor sie 26.000  Stimmen, 
holte aber 32.000 aus dem Nichtwählerlager und 17.000 aus dem Saldo 
von Zu- und Fortzügen.

Die SPD verlor fast in alle Richtungen, nur aus dem Nichtwählerbereich 
konnte sie 8.000  Stimmen dazugewinnen. Ansonsten verlor sie an die 
Grünen 51.000 Stimmen, an die Linke 31.000, die FDP 15.000, den SSW 
14.000, die sonstigen Parteien 9.000 und die CDU 8.000. An den Genera-
tionenwechsel gingen 19.000 Stimmen, an den Saldo aus Zu- und Fortzü-
gen 6.000. Damit wurde ein enormes Mobilisierungsdefizit offenkundig.

Die FDP hingegen konnte fast überall zulegen. Lediglich an die Linke ver-
lor sie 2.000 Stimmen und an die Grünen 1.000. Von der CDU holte sie 
75.000 Stimmen, von der SPD 15.000, den sonstigen Parteien 2.000 und 
dem SSW 1.000. Immerhin 27.000 Stimmen kamen aus dem Nichtwähler-
bereich, 20.000 aus dem Saldo von Zu- und Fortzügen und 9.000 aus dem 
Generationenwechsel.

Ähnlich positiv sah die Bilanz für die Grünen aus: Sie mussten lediglich 
5.000 Stimmen an die Linke abgeben. Ansonsten holten sie 51.000 Stim-
men von der SPD, 10.000 von der CDU, 1.000 von der FDP und 1.000 von 
den sonstigen Parteien. Der Saldo der Zu- und Fortzüge war mit 23.000 
deutlich positiv. Von den Nichtwählern kamen 16.000 Stimmen und aus 
dem Generationenwechsel 13.000.

Die Linke konnte durchweg gewinnen: von der SPD 31.000  Stimmen, 
der CDU und den sonstigen Parteien jeweils 6.000, den Grünen 5.000, 
dem SSW 3.000 und der FDP 2.000. Von den Nichtwählern holte sie 
18.000 Stimmen, dem Saldo aus Zu- und Fortzügen 7.000 und dem Gene-
rationenwechsel 6.000.

Der SSW hatte eine durchwachsenere, aber insgesamt positive Bilanz. Er 
verlor an die Linke 3.000 Stimmen, die FDP und die sonstigen Parteien 
jeweils 1.000. Von der SPD holte er 14.000 Stimmen und der CDU 4.000. 
Aus dem Nichtwählerlager bekam er 5.000 Stimmen sowie 1.000 aus dem 
Saldo von Zu- und Fortzügen, er verlor aber 1.000 Stimmen an den Gene-
rationenwechsel.
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Brandenburg

Das Wählerstromkonto der CDU laut Infratest Dimap wies in Branden-
burg einen interessanten Verlauf auf. Der größte Verlust von 18.000 Stim-
men ging an die FDP. Dazu verlor sie noch 3.000 an die Linke, 2.000 an 
die SPD und 1.000 an den Generationenwechsel. Sie gewann aber 38.000 
aus dem Bereich der Nichtwähler, 19.000 aus dem Saldo von Zu- und Fort-
gezogenen, 9.000 von sonstigen Parteien und 6.000 von der DVU. Neben 
den an diesem Wahltag wohl unvermeidlichen Verlusten an die FDP war 
die CDU also durchaus in der Lage, zusätzliche Wähler zu mobilisieren.

Auch die SPD hatte – neben einem Verlust von 12.000 Stimmen an den 
Generationenwechsel – ihren einzigen Verlust von 7.000 Stimmen an die 
FDP zu verzeichnen. Ansonsten konnte sie von überallher Stimmen holen: 
von den Linken 10.000, den sonstigen Parteien 8.000, der DVU 3.000, der 
CDU 2.000 und den Grünen 1.000. Außerdem holte sie 63.000 Stimmen 
aus dem Lager der Nichtwähler sowie 17.000 aus dem Saldo von Zu- und 
Fortgezogenen.

Bei der Linken war das Bild durchwachsener. Sie verlor 10.000 Stimmen 
an die SPD, 2.000 an die FDP, 1.000 an die Grünen, 3.000 an den Gene-
rationenwechsel sowie 2.000 im Saldo der Zu- und Fortgezogenen. Ho-
len konnte sie 3.000  Stimmen von der CDU, 6.000 von der DVU und 
9.000 von sonstigen Parteien. Der größte Posten war der Gewinn von 
49.000 Stimmen aus dem Bereich der Nichtwähler.

Die FDP gewann von allen Seiten: 18.000 Stimmen von der CDU, 7.000 
von der SPD, 2.000 von den Linken sowie jeweils 1.000 von der DVU 
und den sonstigen Parteien. Daneben holte sie 16.000 Stimmen von den 
Nichtwählern, 11.000 aus dem Saldo von Zu- und Fortgezogenen sowie 
6.000 in der Generationenbilanz. Dies deutet auf eine hohe Mobilisie-
rungswirkung auch unter jungen Wählern hin.

Die Grünen verdankten ihre Zugewinne fast ausschließlich dem Saldo aus 
Zu- und Fortgezogenen (18.000), dem Gewinn aus dem Nichtwählerbe-
reich (10.000) und der positiven Generationenbilanz (7.000). Sie verloren 
1.000 Stimmen an die SPD, gewannen aber jeweils 1.000 von der Linken, 
der CDU und sonstigen Parteien.

Die DVU, die nicht mehr in den Landtag kam, verlor die meisten ihrer 
Stimmen (21.000) an sonstige Parteien sowie 9.000 an die Nichtwähler 
und 7.000 an den Saldo aus Zu- und Fortzügen. An die CDU und die Linke 
gingen jeweils 6.000 Stimmen, an die SPD 3.000 sowie Grüne und FDP 
jeweils 1.000.
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11.2.3	Prognosen und Wirklichkeit

Schleswig-Holstein

Nachdem die CDU noch im Sommer 2009 in den Umfragen bei Werten 
zwischen 36% und 40% gelegen hatte, fiel sie im Laufe des Jahres immer 
weiter zurück. Die letzten veröffentlichten Umfragen sahen sie zunächst 
bei 33% bzw. 32% und zuletzt zweimal bei 31% (GMS und Forsa). Damit 
wurde der reale Wert von 31,5% gut getroffen.

Die SPD hingegen war im Sommer noch zwischen 23% und 27% gemessen 
worden. Mit nahendem Wahltermin gaben die Institute aber wieder höhere 
Werte an, zuletzt 26% (Forsa) und 28% (GMS). Sie wurde in den letzten Um-
fragen gegenüber ihrem realen Ergebnis von 25,4% also leicht überschätzt.

Die Grünen erhielten in den Umfragen zumeist 12% oder 13%. Die beiden 
letzten Umfragen ergaben 11% (Forsa) und 13% (GMS). Damit wurde ihr 
reales Ergebnis von 12,4% auch nur von einem Institut gut vorhergesagt.

Die Linke erhielt in der Realität sowie bei den letzten beiden Umfragen 
genau 6%. Auch der SSW, der real auf 4,3% kam, wurde in den letzten 
Umfragen mit 5% bzw. 4% gut prognostiziert.

Damit wurde auch das schwarz-gelbe Lager (real 46,4%) in den letzten Umfra-
gen mit 45% bzw. 47% recht gut erfasst. Das rot-grüne Lager wurde dagegen 
– auch wenn man die Linke mitrechnet – etwas zu hoch eingeschätzt, was 
vor allem an der leichten Überschätzung der SPD bei einigen Instituten lag.

Brandenburg

In allen Umfragen des Jahres 2009 lag die CDU bei Werten von 21% oder 
22% – dies galt auch für die beiden letzten veröffentlichten Studien von 
Infratest Dimap und Forschungsgruppe Wahlen. Der Wert lag deutlich 
über den 19,8%, die die CDU in Wirklichkeit erhielt.

Während die SPD Anfang des Jahres noch mit 35% bzw. 36% bewertet 
wurde, gingen die Prognosen später dann zurück, lagen aber in den bei-
den letzten Umfragen immer noch bei 34% bzw. 32%. Insofern wurde das 
reale Ergebnis von 33% halbwegs getroffen.

Die Grünen lagen mit ihrem Resultat von 5,6% etwas über den letzten Um-
fragen von 4% bzw. 5%. Die FDP hingegen, die 7,2% erhielt, lag fast genau 
bei den 7%, die ihr zuletzt vorhergesagt worden waren. Auch die Linke mit 
27,2% kam auf den Wert der beiden letzten Umfragen von 28% bzw. 27%.
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Damit wurde das schwarz-gelbe Lager (27,0%) von den letzten Umfragen 
mit 28% bzw. 29% etwas überschätzt. Rot-Grün (38,6%) wurde hingegen 
mit 38% bzw. 37% sehr gut getroffen. Dies gilt auch, wenn das Ergebnis 
der Linken mitberücksichtigt wird.

11.2.4	 Zusammensetzung der Wählerschaft

Schleswig-Holstein

Bezogen auf das Alter zeigte die CDU die typischen Verteilungen, wie sie aus 
den alten Ländern bekannt sind. Laut Forschungsgruppe Wahlen kam sie 
bei den über 60-Jährigen mit 42% (Infratest: 41%) auf einen deutlich über 
ihrem Durchschnitt von 31,5% liegenden Wert, blieb aber bei allen jünge-
ren Wählern deutlich darunter: bei den 18- bis 29-Jährigen 25%, den 30- 
bis 44-Jährigen 29% und den 45-59-Jährigen 24%. Bei den Frauen schnitt 
sie außer bei den 30- bis 44-Jährigen deutlich besser ab. Die höchsten Werte 
erhielt sie bei den Frauen über 60 Jahren mit 45% (Infratest: 44%). Bei den 
Männern waren auch die Verluste höher, besonders in der Altersgruppe von 
45 bis 59 Jahren, laut Infratest auch in der von 25 bis 34 Jahren.

Die SPD war in allen Altersgruppen bei Männern wie Frauen etwa gleich 
stark. Auch bei ihr ist der Anteil bei den über 60-Jährigen am höchsten 
(28%; Infratest: 29%) und bei den jüngsten Wählern am niedrigsten 
(20%). Bei den Frauen waren die Verluste mit -17% aber deutlich höher, 
am stärksten in den jungen und mittleren Altersgruppen.

Die FDP war bei den Männern deutlich stärker vertreten als bei den Frau-
en, am stärksten bei den 30- bis 44-Jährigen mit 19%. Auch die Gewinne 
waren bei den Männern höher.

Die Grünen waren dagegen bei den Frauen klar stärker als bei den Männern 
vertreten. Bei allen Frauen unter 60 Jahren kamen sie auf Werte von 17% 
bzw. 19%. Alle Gewinne kamen von den Frauen. Enorme Zugewinne ver-
zeichneten sie bei den Frauen von 45-59 Jahren mit +13% (Infratest: +11%).

Die Linke war bei den Männern stärker vertreten. Bei den über 60-Jähri-
gen lag sie mit 3% deutlich unter ihrem Durchschnittswert.

Der SSW hatte ebenfalls seinen Schwerpunkt bei den Männern. Gewinne 
holte er bei den mittleren und älteren Generationen, dort vor allem bei 
den Männern.

Beim Wahlverhalten bezogen auf den Beruf schnitt die CDU laut For-
schungsgruppe Wahlen überdurchschnittlich bei den Landwirten ab 
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(79%), den Rentnern (40%), den Selbständigen (39%) und den Beamten 
(34%). Unter dem Durchschnitt blieb sie bei Angestellten (31%), Arbeitern 
(25%) und Arbeitslosen (15%). Die höchsten Verluste hatte sie bei Selb-
ständigen, Arbeitern und Arbeitslosen. Infratest Dimap sah ähnliche Wer-
te, fand aber bei den Selbständigen nur 35% und den Beamten 28%, dafür 
bei den Arbeitern 28%, den Angestellten 27% und den Arbeitslosen 20%.

Die SPD schnitt laut Forschungsgruppe Wahlen nur bei Arbeitern (31%; 
dort wurde sie stärkste Partei) und Rentnern (30%) und Angestellten 
(26%) überdurchschnittlich ab. Unter dem Durchschnitt blieb sie bei Be-
amten, Arbeitslosen, Selbständigen und Landwirten (dort nur 3%). Infra-
test Dimap sah die SPD mit 24% aber auch bei den Arbeitern etwas unter 
dem Durchschnitt, die Angestellten und Beamten mit jeweils 25% etwa 
im Durchschnitt.

Die FDP holte weit überdurchschnittliche Werte bei den Selbständigen (21%; 
Infratest Dimap 22%) und den Beamten (18%). Bei allen anderen Gruppen 
blieb sie aber zumeist auch nur knapp unter ihrem Durchschnittswert.

Die Grünen holten überdurchschnittliche Werte bei Beamten (17%; Infra-
test: 16%) und Angestellten (14%; Infratest: 18%). Bei Selbständigen und 
Arbeitslosen blieben sie knapp, bei den anderen Gruppen deutlich unter 
ihrem Durchschnittswert. Bei Infratest lagen die Grünen aber auch bei 
den Selbständigen mit 15% deutlich über dem Durchschnitt.

Die Linke war weit überdurchschnittlich bei Arbeitern (11%) und Arbeits-
losen (19%; Infratest: 16%). Bei den Angestellten lag sie im Durchschnitt, 
bei allen anderen Gruppen deutlich darunter.

Der SSW wies eine sehr ähnliche Struktur auf. Auch er war bei den Arbeits-
losen (10%; Infratest: 6%) und den Arbeitern (6%; Infratest: 5%) überre-
präsentiert, lag bei den Beamten etwa im Durchschnitt und den anderen 
Gruppen darunter.

Die Analyse nach der formalen Bildung unterstreicht diese Befunde. Al-
lerdings konnte dort die CDU bei den formal gering Qualifizierten auch 
nur einen unterdurchschnittlichen Wert erzielen. Bei den Wählern mit 
Hauptschulabschluss kam sie laut Forschungsgruppe Wahlen nur auf 
30%, bei denen unter 34 Jahren sogar nur auf 20%. Dort waren auch die 
Verluste mit -12% am dramatischsten. Nur bei den Wählern mit mittle-
rem Abschluss oder den höher Qualifizierten über 35 Jahren war die CDU 
überdurchschnittlich vertreten. Dies unterstreicht, dass die CDU in diesen 
Segmenten ihren Charakter als Volkspartei stark eingebüßt hat. Infratest 
Dimap hingegen sah die CDU bei den niedrig und mittel Qualifizierten 
jeweils mit 34% klar über ihrem Durchschnittswert.
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Die SPD war bei den Wählern mit Hauptschulabschluss überdurchschnitt-
lich vertreten, allerdings nur bei denen über 35 Jahre. Bei den Wählern 
mit mittlerer Qualifikation war sie etwa im Schnitt, bei den höher Quali-
fizierten deutlich darunter.

Die FDP hatte ihre höchsten Werte bei den Hochschulabsolventen und 
den Wählern mit mittlerer Reife. Aber auch bei den anderen lag sie nur 
knapp unter dem Durchschnitt. So kam sie auch bei den Hauptschulab-
solventen und den Wählern mit mittlerer Reife auf 17% bzw. 18%. Ihre 
Gewinne holte sie praktisch aus allen Segmenten.

Die Grünen waren wie so oft in Westdeutschland bei den Abiturienten 
und Hochschulabsolventen mit 19% bzw. 20% klar überrepräsentiert. 
Dies gilt für alle Altersgruppen. Bei den Hauptschulabsolventen lagen sie 
dagegen mit 7% (Infratest: 6%) klar unter dem Durchschnitt. Dort holten 
sie auch kaum Gewinne.

Die Linke war bei den Wählern mit Hauptschule und mittlerer Reife über-
repräsentiert, dort aber vor allem bei denjenigen unter 35 Jahren.

Der SSW war insgesamt bei den Wählern mit mittlerer Reife über dem 
Durchschnitt, denjenigen mit Hochschulabschluss unter dem Durch-
schnitt vertreten.

Beim Wahlverhalten nach der Konfession zeigten sich die bekannten 
Muster. Die CDU war bei den Katholiken (die allerdings nur 6,2% der 
Bevölkerung ausmachen) mit 36% (Infratest: 37%) und den Protestanten 
mit 35% überrepräsentiert, lag aber bei den anderen (immerhin 31% der 
Bevölkerung) nur bei 23% (Infratest: 22%). Die SPD kam in allen Gruppen 
fast auf denselben Wert. Nur bei den Katholiken lag sie leicht unter dem 
Durchschnitt. Die FDP zeigte ebenfalls kaum Abweichungen, während die 
Grünen in der Gruppe der Sonstigen über dem Durchschnitt lagen. Dies 
gilt noch deutlicher für die Linke und eingeschränkt auch für den SSW.

Brandenburg

Beim Wahlverhalten nach Alter war bei der CDU laut Infratest Dimap die 
Gruppe der über 60-Jährigen mit 21% am stärksten überrepräsentiert. Die 
anderen Altersgruppen lagen etwa im Durchschnitt, nur bei den unter 
24-Jährigen kam sie lediglich auf 17%. Im Gegensatz zu den Wahlen in 
den alten Ländern war die Verteilung über die Altersgruppen aber ins-
gesamt weitaus ausgeglichener. Zuwächse erzielte sie bei den Senioren, 
aber auch bei den Wählern unter 34 Jahren. Die Gewinne gingen dabei 
ausschließlich auf das Konto der Frauen (besonders die über 60 und un-
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ter 34 Jahren), während sie bei den Männern durchweg verlor. Die For-
schungsgruppe Wahlen beobachtete ein sehr ähnliches, aber im Detail 
unterschiedliches Bild. So sah sie die Altersgruppe von 30 bis 44 Jahren 
mit 21% am stärksten und die über 60-Jährigen nur mit 20%.

Die SPD konnte bei Männern wie Frauen gewinnen. Bei den Frauen legte 
sie aber nur in den Altersgruppen unter 45 Jahren zu, bei den über 60-Jäh-
rigen verlor sie sogar. Bei den Männern konnte sie in allen Altersgruppen 
zulegen, besonders bei denen unter 34 Jahren.

Die Linke hatte bei den Frauen unter 45 Jahren Verluste zu verzeichnen. 
Bei den Männern war das Resultat in etwa ausgeglichen, aber Gewinnen 
bei den 45- bis 59-Jährigen standen Verluste in den jüngeren Altersgrup-
pen gegenüber. Allerdings sah die Forschungsgruppe Wahlen in dieser Al-
tersgruppe ebenfalls Verluste und nur bei den Männern unter 29 Jahren 
und über 60 Jahren leichte Gewinne. Ihre besten Werte erzielte sie bei den 
über 45-Jährigen.

Die FDP schnitt am besten bei den jüngeren und mittleren Altersgruppen 
ab und konnte dort – bei Männern wie bei Frauen – auch am stärksten 
zulegen. Laut Forschungsgruppe Wahlen hatte sie ihre größten Gewinne 
und den höchsten Wert überhaupt bei Männern unter 29 Jahren.

Die Grünen schnitten mit 11% bei den Frauen von 18-24  Jahren weit 
überdurchschnittlich ab. Generell erzielten sie bei den Wählern im jun-
gen und mittleren Alter weit höhere Werte und legten dort auch mehr zu, 
während sie bei den über 60-Jährigen nur auf 3% kamen.

Beim Wahlverhalten nach dem Beruf erzielte die CDU laut Infratest Di-
map deutlich überdurchschnittliche Werte bei den Selbständigen (29%) 
und den Beamten (23%) sowie laut Forschungsgruppe Wahlen auch bei 
den Landwirten (25%). Bei Rentnern und Angestellten lag sie im Schnitt, 
bei Arbeitern leicht (18%) und bei den in Ausbildung Befindlichen und Ar-
beitslosen (12%) deutlich darunter. Allerdings erzielte sie bei den in Ausbil-
dung Befindlichen und Arbeitern ihre stärksten Gewinne. Die Forschungs-
gruppe Wahlen sah aber keine Gewinne der CDU bei den Arbeitern.

Die SPD holte überdurchschnittliche Werte bei Rentnern (41%), Beamten 
und Angestellten. Unter dem Durchschnitt blieb sie bei Arbeitern, in Aus-
bildung Befindlichen, Arbeitslosen und mit 21% (Forschungsgruppe Wah-
len: 22%) am deutlichsten bei den Selbständigen. Ihre stärksten Gewinne 
erzielte sie bei den Arbeitslosen.

Die Linke schnitt mit 43% (Forschungsgruppe Wahlen: 41%) am stärksten 
bei den Arbeitslosen ab und konnte dort auch am meisten gewinnen. Die 
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Forschungsgruppe Wahlen sah hingegen den größten Zugewinn von +4% 
bei den Selbständigen. Über dem Schnitt blieb sie bei Rentnern und Arbei-
tern, obwohl sie dort leicht abgeben musste. Unterdurchschnittlich war 
ihr Ergebnis bei Angestellten, Beamten, in Ausbildung Befindlichen (dort 
waren ihre größten Verluste) und vor allem bei Selbständigen.

Die FDP verzeichnete mit 18% (Forschungsgruppe Wahlen: 15%) ihren 
weitaus größten Schwerpunkt und die größten Gewinne bei den Selbstän-
digen. Aber auch bei den in Ausbildung Befindlichen und den Beamten 
(dort ebenfalls große Gewinne) war sie überdurchschnittlich. Bei Arbei-
tern und Angestellten lag sie etwa im Schnitt, bei Rentnern und Arbeitslo-
sen trotz Gewinnen aber klar darunter.

Die Grünen waren bei den in Ausbildung Befindlichen (14%) und den 
Selbständigen (10%) weit über dem Durchschnitt. Auch bei Beamten und 
Angestellten landeten sie mit beachtlichen Gewinnen über dem Schnitt. 
Deutlich darunter blieben sie bei Arbeitern, Rentnern und Arbeitslosen.

Die Analyse nach der formalen Bildung unterstreicht diese Verteilung. Die 
CDU war bei den formal niedrig Gebildeten überdurchschnittlich, bei den 
anderen Gruppen leicht unterdurchschnittlich vertreten. Dieses Muster 
ist bekannt, fiel aber weniger deutlich aus als bei anderen Wahlen in den 
alten Ländern.

Die SPD war bei den formal niedrig Gebildeten mit 38% (Forschungs-
gruppe Wahlen: 40%) noch deutlicher überrepräsentiert und lag bei den 
anderen Gruppen trotz Zuwächsen bei den Wählern mit mittlerer Quali-
fikation darunter.

Die Linke lag in dieser Gruppe der mittel Qualifizierten über dem Durch-
schnitt, bei denen mit hoher Qualifikation knapp im Durchschnitt (aller-
dings bei Verlusten von 2%) und bei denen mit niedriger Qualifikation 
darunter.

Die FDP konnte vor allem bei den hoch und mittel Qualifizierten gewin-
nen und lag dort auch über dem Durchschnitt, bei den niedrig Qualifizier-
ten trotz Gewinnen von 3% darunter.

Die Grünen waren bei den hoch Qualifizierten mit 9% am stärksten vertreten 
und hatten dort auch ihre größten Gewinne. Bei den mittel Qualifizierten 
lagen sie unter, bei den niedrig Qualifizierten deutlich unter dem Schnitt.

Beim Wahlverhalten nach Konfession war die CDU wie üblich bei den 
Katholiken (die allerdings in Brandenburg mit 4,8% eine kleine Minder-
heit darstellen) mit 37% (Forschungsgruppe Wahlen: 40%) weit über-
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durchschnittlich vertreten, ebenso wie bei den Protestanten mit 30% 
(Forschungsgruppe Wahlen: 27%). Bei den Wählern ohne oder mit an-
derer Konfession (69,4% in Brandenburg) kam sie aber nur auf 15% (For-
schungsgruppe Wahlen: 16%).

Die SPD war bei den Protestanten mit 36% (Forschungsgruppe Wahlen: 
38%) etwas über, den Katholiken und Sonstigen mit jeweils 32% (For-
schungsgruppe Wahlen: 33% bzw. 31%) leicht unter dem Schnitt.

Die Linke hingegen lag bei den Sonstigen mit 32% (Forschungsgruppe 
Wahlen: 31%) klar über dem Schnitt, bei Protestanten (17%; Forschungs-
gruppe Wahlen: 16%) und Katholiken (16%; Forschungsgruppe Wahlen: 
15%) deutlich darunter.

Bei der FDP war lediglich ein leichtes Übergewicht bei den Protestanten 
festzustellen, laut Forschungsgruppe Wahlen aber auch bei den Sonstigen.

Die Grünen waren bei den Katholiken leicht über- und den Protestanten 
leicht unterrepräsentiert. Die Forschungsgruppe Wahlen konstatierte bei 
den Sonstigen eine leichte Überrepräsentation.

11.2.5	� Zusammenfassung: andere Signale als bei der  
Bundestagswahl?

Bei beiden Landtagswahlen parallel zur Bundestagswahl wurden einer-
seits dieselben Entwicklungen verzeichnet. So konnte sich die Union 
stabilisieren (in Schleswig-Holstein waren die Verluste immerhin nicht 
bedrohlich) und die Liberalen merklich dazugewinnen. Auf der anderen 
Seite wurde deutlich, dass die Wähler durchaus zwischen Landtags- und 
Bundestagswahl unterschieden hatten, was vor allem am Resultat der SPD 
in Brandenburg sichtbar wurde, die bei der Landtagswahl deutlich besser 
abschnitt. Insofern wollten die Wähler für die Landtage eigene Akzente 
setzen, ohne die angestrebte Mehrheit aus Union und FDP für den Bund 
in Frage zu stellen.

In Schleswig-Holstein fanden laut Forschungsgruppe Wahlen zwar 71% 
der Wähler die vorzeitige Parlamentsauflösung gut, trotz der parallel statt-
findenden Bundestagswahl sahen 56% die Politik im Land und 39% die 
im Bund aber als wichtiger für die Wahlentscheidung an. Bei der Bewer-
tung der Parteien erreichten alle Parteien deutlich niedrigere Werte für die 
Landesparteien. So wurde die CDU im Land auf einer Skala von +5 bis -5 
mit +0,5, die im Bund aber mit +1,3 bewertet. Die SPD kam mit +0,4 bzw. 
+1,1 auf etwas geringere Werte. Im Vergleich zu 2005 war diese Bewertung 
für die CDU 0,1% höher, bei der SPD aber 0,4% niedriger ausgefallen. 
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Die SPD lag im Ansehen also niedriger als die CDU, die aber auch keinen 
überragenden Wert erzielte.

Immerhin schien im Vorfeld die Bereitschaft zur Bildung einer Koaliti-
on aus CDU und FDP groß zu sein. 42% der Wähler fanden, dies sei die 
beste Option. Bei der Frage nach dem gewünschten Ministerpräsidenten 
kam Peter Harry Carstensen auf 43%, sein Gegenkandidat Ralf Stegner 
auf 31%. Bei der letzten Umfrage von Infratest Dimap fiel das Verhältnis 
sogar 40% zu 33% aus. Auch dieser Vorsprung war für einen amtierenden 
Ministerpräsidenten nicht optimal.

Laut Forschungsgruppe Wahlen stellten die wichtigsten Probleme des 
Landes in den Augen der Wähler Arbeitsplätze (43%), Schule und Bildung 
(31%), Finanzlage des Landes (17%), die Wirtschaftslage (11%) und die 
Familie (10%) dar. Bei den Parteikompetenzen hatte die CDU zum Teil 
große Verluste zu verzeichnen, konnte ihren Vorsprung in einigen Feldern 
aber noch halten. So lag sie in den Bereichen Arbeitsplätze, Wirtschaft, 
Schuldenabbau und Zukunft vor der SPD. Die SPD lag aber in den Feldern 
Schule/Bildung, Familie und soziale Gerechtigkeit vor der CDU. Laut In-	
fratest Dimap befand sich die CDU in den Kompetenzbereichen Krimina-
lität, Wirtschaft, Arbeitsplätze und Verschuldung vorne, ebenso wie bei 
der generellen Problemlösungskompetenz für das Land. Die SPD führte in 
den Bereichen angemessene Löhne, soziale Gerechtigkeit, Familienpoli-
tik, Schul- und Bildungspolitik, Steuerpolitik und Integrationspolitik. Die 
Grünen lagen bei Umwelt- und Energiepolitik vorne. Für Infratest waren 
die wichtigsten Themen generell Arbeit, Wirtschaft und Bildung.

Insgesamt haben sich 33% der Wähler am Wahltag oder in den Tagen zu-
vor entschieden. Besonders hoch war dieser Anteil bei den Wählern von 
SSW (49%) und den Grünen (41%), aber auch die FDP und die Linke be-
fanden sich mit jeweils 35% etwas über dem Schnitt, während der Anteil 
bei der SPD (30%) und CDU (25%) deutlich niedriger lag.

In Brandenburg zeigten sich im Vorfeld 59% der Wähler zufrieden oder 
sehr zufrieden mit der Landesregierung, ein höherer Wert als bei frühe-
ren Umfragen. Aber es bestätigte sich die Tendenz aus anderen Wahlen, 
dass der kleinere Partner einer Großen Koalition zumeist bei den Wahlen 
schlechter abschneidet. Dies drückt sich auch in der Zufriedenheit mit 
den Koalitionsparteien aus. Unter allen Wähler sagten 54%, sie seien mit 
der SPD zufrieden oder sehr zufrieden, bei der CDU nur 35%. Der Spitzen-
kandidat und Ministerpräsident Matthias Platzeck erreichte einen Zufrie-
denheitswert von 82%. Im direkten Vergleich zur Spitzenkandidatin der 
CDU Johanna Wanka lag er mit 69% zu 14% deutlich vorne.
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Im Vorfeld sagten 51% der Wähler, es sei Zeit für einen Regierungswech-
sel. Zwar befürworteten 51% die Fortführung der Großen Koalition, aber 
immerhin 41% bevorzugten ein Bündnis aus SPD und Linken. 

Als wichtigste Probleme vor der Wahl wurden von 66% Arbeitslosigkeit 
und Arbeitsmarkt (allerdings 20% weniger Nennungen als bei der letzten 
Landtagswahl) genannt, gefolgt von Bildung mit 37%, die einen Zuwachs 
von 16% bei den Nennungen hatte. Es folgten Wirtschaft (19%), Wirt-
schaftskrise (7%), Soziale Ungerechtigkeit (7%) und Familienpolitik (5%). 
Die CDU wurde nur in einem Feld an erster Stelle genannt, das aber nicht 
auf den ersten Plätzen lag, nämlich der Kriminalität und Verbrechens-
bekämpfung. Sogar die Grünen lagen in zwei Bereichen vorne, nämlich 
der Umwelt- und Energiepolitik. In allen anderen Politikfeldern hatte die 
SPD die Nase vorn: Familienpolitik, soziale Gerechtigkeit, Bildungspolitik, 
Arbeitsplätze, Löhne, Wirtschaft, Integrationspolitik, Steuerpolitik sowie 
Verschuldung. Allgemein trauten 47% der Wähler am ehesten der SPD zu, 
die wichtigsten Probleme des Landes zu lösen. Interessant ist, dass die Lin-
ke in keinem Politikfeld vorne lag, obwohl sie so stark in der Wählerschaft 
vertreten war. Auch wenn sie beim Thema Löhne oder soziale Gerech-
tigkeit nur knapp hinter der SPD lag, wird somit deutlich, dass die Linke 
auch im Osten immer noch, nicht zuletzt aus Protest oder als mögliches 
Korrektiv, gewählt wird.

Insgesamt haben sich in Brandenburg 37% der Wähler am Wahltag oder 
in den Tagen zuvor entschieden. Besonders hoch war dieser Wert bei den 
Wählern der SPD und der Grünen (jeweils 43%) sowie der FDP (40%), 
während er bei den Wählern der Linken (33%) und der CDU (29%) deut-
lich niedriger lag.

Beide Landtagswahlen haben den grundsätzlichen Trend zu einer bürger-
lichen Regierungsmehrheit eher unterstrichen. Auch wenn in Branden-
burg ein rot-rotes Bündnis die Folge war, konnte die CDU trotz ihrer jah-
relangen internen Probleme leicht zulegen und bei der Bundestagswahl 
ein deutlich höheres Resultat einfahren. Die leichten Gewinne der SPD 
waren eher der landesspezifischen Sondersituation geschuldet, für die 
Bundestagswahl waren ebenfalls Verluste zu verzeichnen. In Schleswig-
Holstein konnte eine weitere schwarz-gelbe Regierung gebildet werden, 
auch wenn das Ergebnis knapp ausfiel und die CDU dort vom desaströsen 
Verlust der SPD mit profitierte. Trotz des Einzugs der Linken in das Lan-
desparlament war weder eine rot-grüne noch rot-rot-grüne Landesregie-
rung möglich. Daher konnte das Ergebnis in einer sowohl für CDU wie 
FDP strukturell lange Zeit nicht einfachen Region als Erfolg gelten. Auch 
die Landtagswahl in Schleswig-Holstein hat ihren Beitrag zur Festigung 
einer bürgerlichen Mehrheit geleistet.



12.	� Die Bundestagswahl vom 27. September  
2009: Wiederkehr der bürgerlichen 
Mehrheit

12.1	 Wahlergebnisse und mögliche Regierungen

Angesichts der demoskopischen Befunde über Monate vor dem Wahlter-
min konnte davon ausgegangen werden, dass eine Mehrheit aus CDU, 
CSU und FDP in Reichweite war. Für die Sonntagsfrage hatten die großen 
Institute immer wieder 50% und mehr für die drei Parteien zusammen ge-
messen. Union wie FDP wurden Werte über, der SPD deutlich unter ihrem 
letzten Bundestagswahlergebnis in Aussicht gestellt. Schon im Juni 2009 
wünschten laut dem Allensbacher Institut für Demoskopie 58% einen 
Regierungswechsel. Dieser Wert drei Monate vor dem Wahltermin war 
höher als bei den letzten vier Bundestagswahlen. Laut Infratest Dimap 
meinten im Juli 2009 48% aller Befragten, die nächste Bundesregierung 
solle wieder von der CDU/CSU geführt sein, im August waren es bereits 
55%. Sogar unter den Anhängern der Grünen fanden dies 38%, unter 
denjenigen der Linken 23% und bei den SPD-Anhängern immerhin noch 
16%. Eine schwarz-gelbe Koalition wurde Anfang August insgesamt von 
47% befürwortet (Mitte September von 48%), eine Große Koalition von 
43% (Mitte September von 45%). Die Mehrheit der Bürger in Deutschland 
erwartete und erhoffte also einen Wechsel zugunsten einer Regierung der 
bürgerlichen Mitte.181

Spitzenwerte der Popularität erreichten ebenfalls über mehrere Monate 
hinweg Bundeskanzlerin Angela Merkel und der damalige Wirtschaftsmi-
nister Karl-Theodor zu Guttenberg. Angela Merkel lag Ende August 2009 
bei der Frage, wen sich die Deutschen als Bundeskanzler wünschen, laut 
Forschungsgruppe Wahlen bei 64% gegenüber 23% für ihren Herausfor-
derer Frank Walter Steinmeier – der größte Abstand, den dieses Institut 
seit 1977 gemessen hat. Kurz vor dem Fernsehduell der Spitzenkandida-
ten waren noch 61% für Merkel und 28% für Steinmeier; kurz danach 
waren es 53% zu 30%. Laut Infratest Dimap lag der Vorsprung von Angela 
Merkel kurz vor der Wahl immer noch bei 51% zu 36%. Aber auch das 
Image von Karl-Theodor zu Guttenberg verwunderte die Demoskopen: 
„Noch nie wurde ein Politiker, der erst am Beginn einer Karriere steht, 
von der Bevölkerung derart mit Vorschusslorbeer bedacht. Insbesondere 
das Urteil der politisch interessierten Bevölkerungskreise hat fast etwas 
von der amerikanischen Begeisterungsfähigkeit für Personen, wenig von 

181	 Infratest Dimap Wahlreport: Bundestagswahl 27.9.2009, Berlin, Oktober 2009; 
Berichte der Forschungsgruppe Wahlen Nr.138, Bundestagswahl. Eine Analyse 
der Wahl vom 27.9.2009, Mannheim, Oktober 2009.
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der eher typischen deutschen Skepsis. Die überwältigende Mehrheit der 
politisch Interessierten sieht in ihm einen Politiker mit Zukunft und kla-
rer Linie.“182 Eine Wechselstimmung gegen eine Regierungsbeteiligung 
der Union war nirgendwo zu erkennen, eine Stimmung zugunsten einer 
linken Mehrheit erst recht nicht. In den Umfragen ließ sich also weit-
aus deutlicher als 2002 und 2005 die große Wahrscheinlichkeit einer von 
CDU, CSU und FDP getragenen Bundesregierung ablesen.

Allerdings war ebenfalls wie 2002 und 2005 mit nahendem Wahltermin 
ein leichtes Absinken der Zustimmungswerte für die Parteien zu verzeich-
nen. So war laut Forschungsgruppe Wahlen die Erwartung einer Mehrheit 
für Union und FDP zwischen Mitte August und Mitte September von 64% 
auf 49% zurückgegangen. Dazu haben auch die Ergebnisse der Landtags-
wahlen vom 30.  August 2009 in Sachsen, Thüringen und im Saarland 
beigetragen. Nur in Sachsen hielt die CDU ihr Ergebnis und konnte sofort 
die Bildung einer schwarz-gelben Regierung ankündigen. In Thüringen 
wie im Saarland, wo jeweils aus unterschiedlichen Gründen die CDU stark 
verlor, war unklar, ob die CDU wieder an der Regierung beteiligt sein wür-
de. So schien kurz vor der Bundestagswahl Folgendes als Signal aus diesen 
Landtagswahlen denkbar zu sein, falls überhaupt eine Wirkung von ih-
nen ausgegangen sein sollte: Zum einen die Warnung, auch einen sicher 
geglaubten Vorsprung verlieren zu können und zum anderen die Aussicht 
auf mögliche weitere Linksbündnisse in Deutschland, die auf die Wäh-
lerschaft von Union und FDP mobilisierend wirken könnten. Dazu war 
es in jedem Fall wichtig, in den zentralen Politikfeldern, hier vor allem 
im wirtschafts- und finanzpolitischen Bereich, die eigene Kompetenz zu 
verdeutlichen. Dies war die vielleicht gravierendste Lehre aus der Land-
tagswahl in Sachsen, verglichen mit den anderen Ländern.

Der Wahlabend brachte die Gewissheit: Erstmals seit elf Jahren regiert 
wieder eine Mehrheit aus CDU, CSU und FDP. Die Union holte zusammen 
33,8% der Zweitstimmen. Davon entfielen 27,3% auf die CDU und 6,5% 
auf die CSU. Die FDP holte 14,6% und sorgte damit für eine klare Mehr-
heit. Nach dem amtlichen Endergebnis bekam die CDU 194 Sitze, die FDP 
93 und die CSU 45. Mit insgesamt 332 von 622 Sitzen reichte dies für eine 
Regierungsmehrheit – und das auch ohne die Überhangmandate, von de-
nen diesmal die Union profitierte. Die Wahlbeteiligung ging auf 70,8% 
zurück, wobei das Lager der Nichtwähler am stärksten durch frühere SPD-
Wähler aufgefüllt wurde, die ihrer Partei den Rücken kehrten. CDU und 
CSU zusammen holten 14.658.515 Zweitstimmen, davon 11.828.277 die 
CDU und 2.830.238 die CSU. Bei den Erststimmen lagen CDU wie CSU 
deutlich höher (13.856.674 sowie 3.191.000).

182	 	Köcher, Renate in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19.8.2009, S.5.
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Die SPD holte nur noch 23,0% und erlebte einen Absturz. Sie verlor 
11,2 Prozentpunkte. Damit erzielte sie ihr schlechtestes Ergebnis bei Bun-
destagswahlen überhaupt. Sie büßte 6.204.117  Stimmen ein und holte 
noch 9.990.488 Stimmen. Das bedeutete einen Verlust von über 38% der 
Zweitstimmen von 2005. Ihre Fraktion schrumpfte auf 146 Sitze. Damit 
hätte sie auch mit den 76 Sitzen der Linken und/oder den 69 der Grünen 
keine Mehrheit im Bundestag gehabt.

Die FDP holte 1.667.963  Zweitstimmen mehr als 2005 und kam auf 
6.316.080 Stimmen oder 14,6% der Zweitstimmen. Sie hatte damit relativ 
den größten Zuwachs aller im Bundestag vertretenen Parteien. Bei den 
Erststimmen lag sie traditionell mit 4.076.496 weit darunter.

Die Linke konnte 1.037.739  Stimmen dazugewinnen und erhielt 
5.155.933 Zweitstimmen, ein Anteil von 11,9%. Auch sie erhielt weniger 
Erststimmen, nämlich 4.791.124. Sie holte insgesamt 16 Direktmandate, 
alle in Berlin und den neuen Ländern.

Die Grünen legten um 804.946  Zweitstimmen zu und kamen auf 
4.643.272. Dies entsprach 10,7%. Wie alle kleineren Parteien kam auch 
sie auf einen niedrigeren Erststimmenwert von 3.977.125. Sie konnten 
aber ebenso wie Linke und FDP auch bei den Erststimmen insgesamt klar 
zulegen.

Von den sonstigen Parteien sind die PIRATEN erwähnenswert, die auf An-
hieb auf 2,0% kamen sowie die NPD mit 1,5%, die aber 113.043 Stimmen 
verlor. Nur die Tierschutzpartei kam noch auf 0,5% und damit in Reich-
weite der staatlichen Parteienfinanzierung.

Union und SPD zusammen holten noch 56,8%. Das war mit Abstand der 
niedrigste Wert, den die großen Parteien in Deutschland bei Bundestags-
wahlen jemals erreicht haben.

Die meisten Stimmen holte die Union mit 34,9% wieder in Westdeutsch-
land. Aber auch in Ostdeutschland lag sie mit 29,5% klar vor der Linken. 
In den alten Ländern war ihr Ergebnis das schlechteste der letzten Jahr-
zehnte, während sie in den neuen Ländern das beste Resultat seit 1994 er-
zielte. Die Union hat ihre Position als stärkste politische Kraft in Deutsch-
land unter Beweis gestellt.

In Bayern war die Rolle der CSU als stärkste Kraft ohnehin ungefähr-
det. Die CSU unterstrich dies mit dem Gewinn aller 45  Direktmanda-
te. Sie holte 42,5% der Zweitstimmen (2.830.238), aber mit 48,2% und 
3.191.000 deutlich mehr Erststimmen. Der Abstand zur nächststärksten 
Partei – die SPD holte in Bayern nur 16,8% der Zweitstimmen und erlebte 
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einen ähnlichen Absturz wie im Bund – blieb bei 25,7 Prozentpunkten. 
Auch die CSU erzielte etwa 664.000 Stimmen weniger als 2005. Das war 
ein Rückgang um 6,7 Prozentpunkte. In Bayern kam die FDP ebenfalls auf 
einen Rekordwert von 14,7%, die Grünen auf 10,8% und die Linke auf 
6,5%. Die Wahlbeteiligung lag in Bayern mit 71,6% etwas höher als im 
Bundesdurchschnitt.

Insgesamt war das Ergebnis der CSU wiederum das beste Unionsresultat in 
Deutschland. In den alten Ländern konnte die Union nur im Saarland und 
in Bremen gewinnen. Ansonsten verlor sie, besonders stark in Schleswig-
Holstein (-4,2%), Baden-Württemberg (-4,8%) und in Bayern (-6,7%). Nur 
in Bayern konnte die 40%-Marke übertroffen werden. Auch in den Län-
dern mit überdurchschnittlichem Resultat blieb die Union darunter (so 
Rheinland-Pfalz mit 35,0% und Baden-Württemberg mit 34,4%). In den 
neuen Ländern konnte die CDU überall dazugewinnen, am stärksten in 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen mit jeweils +5,5%. Aber auch im 
stärksten Land, in Sachsen, lag sie mit 35,6% weit unter der 40%-Marke.

Die SPD litt stark unter einem Ost-West- sowie Nord-Süd-Gegensatz ihrer 
Ergebnisse. In den neuen Ländern blieb sie außer in Berlin (20,2%) und 
Brandenburg (25,1%) unter der 20%-Marke. Auch in Baden-Württemberg 
und Bayern blieb sie darunter, während sie in Bremen und Niedersach-
sen mit 30,3% sowie 29,3% am besten abschnitt. Die Linke blieb in allen 
neuen Ländern über 20% mit einem Spitzenwert in Sachsen-Anhalt von 
32,4%, kam aber auch im Saarland auf 21,2%. Sie blieb überall im Westen 
klar über der 5%-Marke. Die FDP war im Westen stärker als im Osten, aber 
regional fielen die Unterschiede nicht so groß aus; ihren Spitzenwert hol-
te sie in Baden-Württemberg mit 18,8%. Die Grünen erzielten im Westen 
außer in Rheinland-Pfalz und im Saarland überall zweistellige Ergebnisse; 
ihren höchsten Wert erreichten sie in Berlin mit 17,4%.

12.2		  Bewertungen und Einzelaspekte

12.2.1	 Einordnungen im Vergleich

Im langfristigen Trend erzielte die Union zusammengerechnet ihr schlech-
testes Ergebnis bei Bundestagswahlen seit 1949. Immerhin bedeutete es in 
den neuen Ländern das beste Resultat seit 1994. Auch bei Europawahlen 
hatte die Union noch nie auf diesem niedrigen Niveau abgeschnitten.

Die SPD holte ihr schlechtestes Ergebnis bei Bundestagswahlen über-
haupt. Sie lag damit aber etwas besser als bei den Europawahlen 2009 und 
2004. In den neuen Ländern hat sie sich gegenüber ihren Spitzenwerten 
von 2002 mehr als halbiert.
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FDP, Grüne und Linke holten hingegen jeweils ihr bestes Resultat bei Bun-
destagswahlen. Lediglich die FDP war bei den Bundestagswahlen 1990 
etwas über ihrem Resultat von 2009. Die FDP lag damit auch weit über ih-
rem guten Ergebnis der Europawahl 2009 (11,0%). Die Grünen lagen mit 
ihrem Bundestagsergebnis knapp unter den Resultaten der beiden letzten 
Europawahlen. Die Linke hatte auch bei den bisherigen Europawahlen bei 
weitem nicht das Niveau dieser Bundestagswahl erreicht. FDP und Linke 
haben also von den kleineren Parteien besser vom Verlust der Großen 
profitiert als die Grünen.

12.2.2	 Bilanz der Wählerwanderungen

Laut Infratest Dimap war das Wählerstromkonto der Union vor allem 
wegen der Verluste an die FDP und die Nichtwähler negativ. Sie verlor 
1.170.000 Stimmen an die Nichtwähler und 1.130.000 an die FDP. Dane-
ben verlor sie noch 600.000 an den Generationenwechsel sowie 60.000 an 
die Grünen, 40.000 an die Linke und 20.000 an andere Parteien. Zuwächse 
erhielt die Union mit 870.000 Stimmen von der SPD und noch 60.000 aus 
dem Saldo von Zu- und Fortzügen. Die Union hat daher nicht unerheb-
lich vom Absturz der SPD profitieren und die großen Abwanderungen an 
die Liberalen und Nichtwähler etwas kompensieren können. Interessant 
ist bei der CDU das unterschiedliche Bild in West- und Ostdeutschland. 
Während sie im Westen mit Ausnahme der SPD an alle Parteien abgeben 
musste, gab sie im Osten nur etwas an die FDP ab, konnte aber ansonsten 
von allen Parteien Stimmen holen.

Die SPD verlor in alle Richtungen, lediglich der Saldo aus Zu- und 
Fortgezogenen war mit 30.000 positiv. An die Nichtwähler verlor sie 
2.130.000  Stimmen, an die Linke 1.110.000, an die CDU 870.000, die 
Grünen 860.000, die FDP 520.000 und andere Parteien 320.000. Außer-
dem gingen noch 490.000 Wähler an den Generationenwechsel verloren. 
Diese Zahlen dokumentieren ein dramatisches Mobilisierungsdefizit der 
SPD bei diesen Bundestagswahlen.

Die FDP holte den Löwenanteil ihrer Gewinne mit 1.130.000 Stimmen 
von der CDU. Aber auch von der SPD bekam sie 520.000 sowie von den 
Grünen und Linken jeweils 20.000 Stimmen. Positiv war auch ihr Gene-
rationensaldo mit 60.000 sowie der aus Zu- und Fortzügen mit 20.000. 
Abgeben mussten die Liberalen 110.000 an die Nichtwähler sowie 30.000 
an andere Parteien.

Die Linke verdankte ihren Gewinn fast ausschließlich dem Stimmenzu-
wachs von der SPD mit 1.110.000 Stimmen. Von den Grünen holte sie 
130.000 und von der CDU 40.000, gab aber 20.000 an die FDP ab. Interes-
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sant ist, dass sie zwar jeweils 30.000 aus dem Generationensaldo und dem 
der Zu- und Fortzüge holte, aber 350.000 Stimmen an die Nichtwähler 
verlor. Dies deutet auf einen gewissen Austausch der Wählerschaft hin. Im 
Westen konnte sie (mit Ausnahme kleiner Verluste an FDP und Sonstige) 
überall gewinnen, während sie im Osten etwas an CDU und FDP und sehr 
viel an die Nichtwähler verlor. Die Mobilisierung der Linken war also (mit 
Ausnahme der generellen SPD-Verluste) ein westdeutsches Phänomen.

Die Grünen profitierten weitgehend von den Jungwählern und den Stim-
men aus dem Lager der SPD. Ihre Generationenbilanz war mit 210.000 
(neben den sonstigen Parteien) mit Abstand am besten. Außerdem fiel 
ihr Saldo aus Zu- und Fortzügen mit 20.000 ebenfalls positiv aus. Bei den 
Parteien gewannen sie 860.000  Stimmen von der SPD und 60.000 von 
der CDU, mussten aber an die Linke 130.000 Stimmen, an die sonstigen 
Parteien 170.000 Stimmen, die Nichtwähler 40.000 Stimmen und die FDP 
20.000 Stimmen abgeben. Ohne den Zugewinn aus der SPD hätten also 
auch die Grünen deutlich schlechter abgeschnitten.

12.2.3	 Prognosen und Wirklichkeit

Bei zahlreichen Wahlen in der jüngeren Zeit trat immer wieder das Phä-
nomen auf, dass die veröffentlichten Umfragen vor der Wahl das spätere 
Wahlergebnis nicht ausreichend prognostizierten. Dabei waren zumeist 
zumindest die Werte für eine der großen Parteien deutlich falsch vorher-
gesagt worden. Bei der letzten Bundestagswahl wurde die gesamte Profes-
sion der Wahlforscher wegen ihrer vermeintlich zu guten Einschätzung 
der Union und der fehlenden Analyse der kurzfristigen Entwicklungen 
kritisiert.

Insgesamt lagen die Institute bei ihren Prognosen vor der Wahl in der 
Regel nicht sehr weit vom Endergebnis entfernt. Nachdem die Union 
über Monate bei Werten an der 40%-Marke oder knapp darunter gehan-
delt worden war, brachten die Umfragen in den Wochen vor der Wahl 
zumeist Werte um 35% oder 36%. Die letzte veröffentlichte Umfrage von 
Forsa vom 25. September wies mit 33% fast den erzielten Wert von 33,8% 
auf. Dies ist ein Indiz dafür, dass die Union erneut auf der Zielgeraden 
noch Zustimmung verloren hat, wenn auch nicht in dem Ausmaß von 
2005.

Die SPD war in vielen Umfragen des Jahres 2009 bei Werten um 25% und 
auch darunter gemessen worden, die letzten Umfragen aller Institute ga-
ben ihr zwischen 24% und 26% und setzten ihr wirkliches Ergebnis von 
23,0% also etwas zu hoch an.
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Die FDP, die 14,6% erzielte, wurde hingegen leicht unterschätzt und von 
den Instituten insgesamt mit Werten von 13% oder 14% angegeben.

Die Grünen erhielten 10,7% und wurden von den Umfragen mit Werten 
von 10% und 11% ziemlich genau erfasst.

Dies gilt auch für die Linke, die auf 11,9% kam und in den letzten Umfra-
gen mit Werten zwischen 11% und 12% gehandelt wurde.

Interessant ist, dass das Ergebnis für das Lager aus Union und FDP mit 
48,4% von den letzten Umfragen sehr gut vorhergesehen wurde. Das gilt 
etwas weniger für das rot-grüne oder rot-rot-grüne Lager, da die SPD insge-
samt noch zu hoch eingeschätzt wurde. Insgesamt spricht dies für einen 
größeren kurzfristigen Wechsel innerhalb des Unions-Lagers zugunsten 
der Liberalen.

12.2.4	 Zusammensetzung der Wählerschaft

Bei der Analyse der Wählerschaft nach Alter ergab sich für die Union das-
selbe Bild wie bei zahlreichen früheren Wahlen. Je älter die Wählerschaft, 
desto höher der Anteil. So haben laut Infratest Dimap die über 60-Jähri-
gen zu 43% Union gewählt (Forschungsgruppe Wahlen: 42%). Die 45- bis 
59-Jährigen und die 34- bis 44-Jährigen kamen mit 31% bzw. 30% noch 
näher an den Gesamtwert von 33,8% heran, während die 25- bis 34-Jäh-
rigen mit 29% und die 18- bis 24-Jährigen mit 25% deutlich darunter 
lagen. Bei den über 60-Jährigen waren die Frauen mit 45% deutlich stär-
ker als die Männer mit 41% (Forschungsgruppe Wahlen: sogar nur 38%); 
die Frauen konnten hier einen Gewinn von 3% verzeichnen, die Männer 
über 60 einen Verlust von 3% (Forschungsgruppe Wahlen: 4%). Insgesamt 
gab es bei den Frauen Zuwächse (die vorwiegend aus den neuen Bun-
desländern stammten), bei den Männern hingegen deutlichere Verluste. 
Damit waren die Unterschiede zwischen den Geschlechtern insbesondere 
bei der Union stärker als bei der letzten Bundestagswahl.

Die SPD hingegen verlor überdurchschnittlich bei den Wählern unter 
45  Jahren und dort bei den Frauen noch etwas stärker. Mit Ausnahme 
der jüngsten Wähler waren bei ihr die Verluste im Osten höher. Die FDP 
gewann überdurchschnittlich bei den mittleren Jahrgängen, dort stärker 
bei den Männern und generell in den alten Ländern. In den Jahrgängen 
von 25 bis 44  Jahren war sie am stärksten vertreten. In der Altersgrup-
pe von 25 bis 34 Jahren (Forschungsgruppe Wahlen: 18-29 Jahre) lag sie 
insgesamt sogar vor der SPD. Die Grünen holten mehr Gewinne bei den 
Frauen (dies aber nur im Westen) und waren traditionell bei den jüngeren 
Wählern am stärksten – sie lagen bei den Frauen von 18 bis 24 Jahren vor 
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der SPD (Forschungsgruppe Wahlen: 18-29  Jahre). Die Linke hatte ihre 
stärkste Kohorte in der Altersgruppe von 45 bis 59 Jahren (im Westen wie 
im Osten, dort allerdings auf weit höherem Niveau) und legte bei Frauen 
wie Männern gleichermaßen zu.

Laut Forschungsgruppe Wahlen blieb die Union in allen Berufsgruppen 
stärkste Partei. Hinsichtlich der Berufstätigkeit lag die Union laut Infra-
test Dimap bei den Rentnern mit 40% (Forschungsgruppe Wahlen: 41%) 
deutlich über dem Durchschnitt, bei Selbständigen, Angestellten und Be-
amten ziemlich genau auf der Höhe ihres Gesamtwerts. Die Forschungs-
gruppe Wahlen sah aber bei Beamten und Selbständigen die Union mit 
jeweils 36% auch etwas über dem Durchschnitt. Unter dem Durchschnitt 
holte sie Stimmen bei den Arbeitern (28%; Forschungsgruppe Wahlen: 
31%) und den Arbeitslosen (22%; Forschungsgruppe Wahlen: 16%). Die 
stärksten Verluste traten laut Forschungsgruppe Wahlen bei Landwirten, 
Selbständigen und Arbeitslosen auf. Während die Union im Westen in al-
len Berufsgruppen verlor, konnte sie nach Forschungsgruppe Wahlen im 
Osten außer bei den Beamten und Landwirten überall zulegen.

Die SPD konnte bei den Rentnern, Beamten und Arbeitern Werte über dem 
Durchschnitt erzielen. Darunter waren ihre Werte bei Angestellten und vor 
allem Selbständigen. Die Forschungsgruppe Wahlen sah bei der SPD auch 
bei den Beamten mit 26% einen leicht überdurchschnittlichen Wert.

Die FDP erzielte mit 26% (Forschungsgruppe Wahlen: 24%) einen weit 
überdurchschnittlichen Wert bei den Selbständigen und lag auch bei 
den Angestellten mit 16% (Forschungsgruppe Wahlen: 15%) darüber. Bei 
Arbeitern, Rentnern und Beamten lag sie etwas darunter. Außer bei den 
Landwirten im Osten hat die FDP laut Forschungsgruppe Wahlen in allen 
Berufsgruppen zugelegt.

Die Grünen erzielten deutlich überdurchschnittliche Werte bei Beamten 
(18%; Forschungsgruppe Wahlen: 15%) sowie mit 14% bei Angestellten 
und Selbständigen (Forschungsgruppe Wahlen: 12% bzw. 13%). Unter 
dem Durchschnitt schnitten sie bei Arbeitslosen und vor allem Arbeitern 
und Rentnern ab. Die Forschungsgruppe Wahlen sah für die Grünen bei 
den Arbeitslosen mit 11% einen Wert im Durchschnitt, bei den Landwir-
ten mit 3% jedoch weit darunter. In den neuen Ländern waren sie in allen 
Gruppen deutlich schwächer, aber laut Forschungsgruppe Wahlen bei den 
Beamten mit 12% weit über ihrem regionalen Durchschnitt.

Die Linke holte mit 25% (Forschungsgruppe Wahlen: 31%) einen weit 
überdurchschnittlichen Wert bei den Arbeitslosen; dort wurde sie ins-
gesamt stärkste Partei. Auch bei den Arbeitern blieb sie mit 18% (For-
schungsgruppe Wahlen: 16%) über dem Durchschnitt, den sie bei den 
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Rentnern mit 12% (Forschungsgruppe Wahlen: 11%) fast genau erreichte. 
Darunter blieb sie etwas bei Angestellten (die Forschungsgruppe Wahlen 
sah sie dort aber mit 12% auch im Schnitt) und deutlicher bei Beamten 
und Selbständigen. Im Westen hatte sie bei Arbeitern und Arbeitslosen die 
größten Zugewinne. In den neuen Ländern wurde sie bei diesen Gruppen 
stärkste Partei und in allen anderen Berufsgruppen zweitstärkste Partei 
nach der CDU.

Diese Verteilungen zeigen sich auch bei der Analyse des Wahlergebnis-
ses nach der formalen Bildung. Laut Infratest Dimap lag die Union bei 
den Wählern mit niedriger und mittlerer Bildung mit jeweils 36% klar 
über dem Gesamtwert (Forschungsgruppe Wahlen: 37% bzw. 34%), bei 
denen mit formal hoher Bildung mit 29% (Forschungsgruppe Wahlen: 
30% bzw. 31%) deutlich darunter. Zulegen konnte sie aber nur in der mitt-
leren Gruppe. Die Forschungsgruppe Wahlen sah aber auch hier einen 
leichten Rückgang, im Osten aber einen deutlichen Gewinn. Die SPD lag 
nur bei den niedrig Qualifizierten mit 29% (Forschungsgruppe Wahlen: 
28%) deutlich über ihrem Gesamtwert und verlor besonders viel bei den 
Wählern mit formal mittlerer Qualifikation, im Osten auch bei denen mit 
Hochschulreife. Die FDP lag nur bei den formal höher Gebildeten deut-
lich über dem Durchschnitt, hat aber in allen Gruppen gewonnen, laut 
Forschungsgruppe Wahlen nur bei den Jungakademikern im Osten leicht 
verloren. Die Grünen schnitten erneut mit 17% weit überdurchschnitt-
lich bei den formal höher Gebildeten ab und legten dort auch am meisten 
zu. Die Linke hatte ebenfalls in der mittleren Gruppe ihre stärksten Werte 
und legte am meisten bei den Wählern mit mittlerer und geringer Qualifi-
kation zu, laut Forschungsgruppe Wahlen im Osten am stärksten bei den 
niedrig Qualifizierten.

Bei der Konfession landete die Union bei den Katholiken trotz leichter 
Verluste mit 46% (Forschungsgruppe Wahlen: 44%) einen weit überdurch-
schnittlichen Wert. Bei den Protestanten blieb sie mit 31% (Forschungs-
gruppe Wahlen: 33%) leicht, den Sonstigen mit 22% deutlich unter dem 
Durchschnittswert. Die SPD blieb bei den Protestanten trotz hoher Ver-
luste mit 29% (Forschungsgruppe Wahlen: 26%) über dem Durchschnitt, 
aber bei den Katholiken mit 18% (Forschungsgruppe Wahlen: 20%) deut-
licher darunter. Bei den Sonstigen verlor sie überdurchschnittlich und 
kam nur noch auf 21%. Die Liberalen waren bei Katholiken und Protes-
tanten etwa im Durchschnitt und auch bei den Sonstigen nur leicht dar-
unter. Die Linke erzielte zwar in allen Gruppen Zuwächse, kam aber nur 
bei den Sonstigen mit 23% (Forschungsgruppe Wahlen: 22%; im Osten 
33%) auf einen weit überdurchschnittlichen Wert und wurde dort stärks-
te Partei. Die Grünen waren bei den Protestanten etwa im Durchschnitt, 
den Katholiken darunter und den Sonstigen mit 13% (Forschungsgruppe 
Wahlen: 12%) darüber.
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12.2.5	 Zusammenfassung

Das Ergebnis der Bundestagswahl und die Bildung einer Koalition aus 
CDU, CSU und FDP war im Vorfeld von einer Mehrheit erwartet wor-
den. Insofern kam es nicht überraschend. Auch nach der Wahl war eine 
Mehrheit von der Entscheidung überzeugt. Laut Forschungsgruppe Wah-
len sagten vor der Wahl 39%, eine Koalition aus Union und FDP sei gut, 
nach der Wahl waren es 46%. Zufrieden mit dem Wahlausgang zeigten 
sich 53%. Das waren deutlich mehr als 2005 (16%) oder 2002 (45%). Nur 
1998 war dieser Wert mit 60% höher gelegen. Dies spricht für eine gute 
Basis der neuen Regierung.

Bei den wahlentscheidenden Themen fand sich eine interessante Mi-
schung verschiedener Anforderungen. Für alle Wähler war laut Infratest 
Dimap die Wirtschaft am wichtigsten, darunter besonders denen der CDU 
(53%) und der FDP (55%), weiterhin mit 34% das Thema Gerechtigkeit, 
hier vor allem bei Linken (61%), SPD (45%) und Grünen (38%). Es folg-
ten die Themen Arbeitsmarkt (27%), Bildung (21%), Umwelt/Klima (17%) 
und Steuern (15%). Innere Sicherheit (11%), Außenpolitik (9%) und Inte-
gration (6%) spielten eine nachrangige Rolle.

Bei den Kompetenzen lag die Union in den Bereichen Kriminalität/
Verbrechensbekämpfung, Wirtschaft, Arbeitsplätze, Familienpolitik, Al-
tersversorgung und Integrationspolitik vorne, die SPD bei den Themen 
soziale Gerechtigkeit, angemessene Löhne, Bildungspolitik, Gesundheits-
politik und (knapp) bei der Steuerpolitik. Die Grünen führten bei der Um-
welt- und der Energiepolitik. Insgesamt trauten aber der CDU mit 40% die 
meisten Wähler zu, die wichtigsten Probleme in Deutschland zu lösen. 
Die Verteilung der Kompetenzwerte – vor allem die Bedeutung der Wirt-
schaftspolitik im Vergleich zur Sozialen Gerechtigkeit – kam bei dieser 
Wahl also offenbar der Union zugute. Laut Infratest Dimap war bei der 
Union der Anteil der Wähler, für die der Spitzenkandidat ein wichtiges 
Wahlmotiv darstellte, mit 32% mit Abstand am höchsten von allen Par-
teien. Dies bedeutete bei der Union eine große Steigerung gegenüber 2005 
(dort war es nur jeder sechste Wähler gewesen) und unterstrich den Kan-
didateneffekt der Bundeskanzlerin bei dieser Wahl. Laut Forschungsgrup-
pe Wahlen war das Themenfeld Arbeitsplätze mit 56% mit Abstand das 
wichtigste, gefolgt von Wirtschaft (19%), Schule/Bildung und Banken-/
Finanzkrise (jeweils 14%) sowie Familie (8%). Die Union hatte in den Fel-
dern Arbeitsplätze und Wirtschaft einen deutlichen und in der Bildung 
einen kleinen Kompetenzvorsprung. Auch in der Steuerpolitik und der 
Familie sowie bei Rente und Lösung der Zukunftsprobleme lag die Union 
laut Forschungsgruppe Wahlen vorne, während sie bei der Sozialpolitik 
hinter der SPD landete.
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Insgesamt entschieden sich 33% der Wähler erst am Wahltag oder wäh-
rend der letzten Tage davor. Überdurchschnittlich hoch war der Anteil bei 
den Wählern der SPD (35%) und der Grünen (38%). Umgekehrt schien 
bei den Wählern der Union (dort lag der Anteil nur bei 28%), der FDP 
(32%) und der Linken (33%) die Wahlentscheidung schon für einen etwas 
größeren Anteil seit längerem festgestanden zu haben.

Neben den Kompetenzwerten hat sich bei dieser Bundestagswahl offen-
bar auch bemerkbar gemacht, dass den Wählern ein unterschiedliches 
Ausmaß an Vertrauen entgegengebracht wurde. Laut Infratest Dimap sag-
ten in einer Befragung vom 21. bis 23.  September 2009 auf die Frage, 
ob sie glaubten, dass die Parteien ehrlich sagen, was sie nach der Wahl 
vorhaben, nur 27%, dass dies für die CSU zutreffe. 68% meinten, die CSU 
sage nicht ehrlich, was sie wolle. Damit erzielte die CSU das schlechteste 
Ergebnis aller im Bundestag vertretenen Parteien, denn bei den anderen 
Parteien meinten 33% bei der CDU und 32% bei der SPD, sie meine es 
ehrlich. Selbst die Linken erreichten einen Wert von 32%. Die FDP kam 
gar auf 41%, die Grünen auf 50%. Darin könnte auch eine Erklärung für 
die relativ hohen Zweitstimmenergebnisse der kleinen Parteien liegen.

Die Union war insgesamt im Vorfeld der Wahl positiver beurteilt worden 
als vor vier Jahren. So kam sie laut Forschungsgruppe Wahlen auf einer 
Skala von +5 bis -5 bei allen Wählern auf einen Wert von +1,2 (2005: 
+0,9). Sogar bei den SPD-Anhängern erzielte sie mit +0,5 einen positiven 
Wert. Es wurde aber zwischen CDU und CSU differenziert: Während die 
CDU bei allen Wählern einen Wert von +1,3 erzielte, kam die CSU nur 
auf +0,4.

Die Bundestagswahl vom 27. September 2009 brachte die Wiederkehr der 
bürgerlichen Mehrheit. Dies scheint auf der einen Seite wenig spektaku-
lär, hat doch diese Regierungskonstellation (in den frühen Jahren teilwei-
se noch mit zusätzlichen Partnern) über die längste Zeit Verantwortung 
in Deutschland getragen. Auf der anderen Seite hat sich das Parteiensys-
tem in Deutschland allmählich zu einem Fünfparteien-System entwickelt. 
Daher wurde seit Jahren in Wissenschaft und Publizistik darüber speku-
liert, dass die klassischen Koalitionsoptionen kaum mehr möglich seien 
und wahrscheinlich auch Bündnisse aus zwei Partnern (CDU und CSU 
zusammengerechnet) für Mehrheiten in Bund und Ländern nicht mehr 
reichen würden. Für die strategische Orientierung wurde gerade den gro-
ßen Parteien häufig empfohlen, sich mehrere Bündnispartner zu suchen 
und über das alte Lager hinaus zu agieren.

Der Trend zum Fünfparteien-System mag anhalten, aber diese Bundes-
tagswahl hat gezeigt, dass das bürgerliche Lager nach wie vor mehrheits-
fähig ist. Die Zerfallsprozesse haben in den letzten Jahrzehnten haupt-
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sächlich bei den Parteien links der Mitte stattgefunden. Die SPD ist weiter 
geschrumpft, die Grünen haben sich vor vielen Jahren etabliert, die Linke 
scheint diesen Schritt jetzt durch ihre Präsenz in den alten Ländern auch 
geschafft zu haben. Diese Auffächerung hat aber nicht zu einer nachhalti-
gen Vermehrung von Wählerstimmen geführt, sondern bislang eher zu ei-
ner theoretischen Vergrößerung der Koalitionsoptionen durch die höhere 
Zahl von Akteuren. Im anderen Lager ist es hingegen zu keinen bleiben-
den Ausfransungen gekommen. Rechtsextremisten fristen trotz gelegent-
licher Erfolge in Ländern und Kommunen eine marginale Existenz und 
rechtspopulistische oder bürgerlich-populistische Gruppierungen sind 
kaum entstanden und bislang rasch wieder in der Bedeutungslosigkeit 
verschwunden. Insofern ist es CDU, CSU und FDP auch unter schwieriger 
gewordenen Konkurrenzbedingungen gelungen, wieder mehrheitsfähig 
zu werden, im Bund wie in den meisten Ländern. Das bürgerliche La-
ger insgesamt ist nicht zurückgegangen, wohl aber haben sich die Ge-
wichte darin (schon bei der letzten Bundestagswahl, noch deutlicher bei 
derjenigen 2009) weg von der Union und hin zur FDP verschoben. Ob 
dies ein andauernder Zustand bleibt, ist derzeit nicht abzusehen. Von der 
Wählerstruktur her ergänzen sich Union und FDP auf jeden Fall sehr gut. 
Dies ist besonders wichtig vor dem Hintergrund, dass die Union weiter-
hin strukturelle Schwächen in ihrer Wählerstruktur aufweist, die durch 
die Gewinne in den neuen Ländern nur teilweise abgemildert wurden. 
Daher ist es durchaus möglich, dass sich die neue Regierungskoalition 
aus CDU, CSU und FDP für längere Zeit etabliert, vor allem angesichts 
der anstehenden Prozesse der Neuorientierung auf der anderen Seite des 
Parteienspektrums.



13.	� Zusammenfassung: Wahlverhalten und 
bürgerliche Mehrheit – Bilanz und  
Ausblick

Die Bundestagswahl 2009 hat die Rückkehr einer bürgerlichen Mehrheit 
gebracht, einer Koalition aus CDU, CSU und FDP, die sich nach elf Jah-
ren wieder durchgesetzt hat. Wird sie auch künftig der Standard der Re-
gierungsbündnisse in Deutschland sein? Diese Frage ist nicht leicht zu 
beantworten, aber vor dem Hintergrund der Entwicklungen der letzten 
Jahre scheint es mehrere mögliche Wege zu geben. Eine genaue Analyse 
der Wahlen der jüngeren Vergangenheit zeigt aber einige Tendenzen auf, 
die auch künftige Wahlgänge auszeichnen dürften.

In jedem Fall lohnt sich der Rückblick zur besseren Einordnung der Ge-
genwart. Auch wenn Volatilität und Unberechenbarkeit stärker zu Mar-
kenzeichen der heutigen politischen Partizipation geworden sein mögen, 
sollte man nicht vergessen, dass das Wahlverhalten und generell die po-
litischen Einstellungen und Verhaltensweisen gerade in Deutschland von 
großer Kontinuität gezeichnet sind. Regionale, berufsständische, konfessi-
onelle oder ideologische Gegensätze haben Prägungen im kollektiven Be-
wusstsein hinterlassen, die sich lange halten und nur langsam verblassen. 
Diese klassischen Scheidelinien – nach dem Vorbild der amerikanischen 
Wahlforschung „cleavages“ genannt“ – lassen sich immer noch nachwei-
sen; möglicherweise sind neue hinzugekommen. Aber deutlich ist, dass 
sich entgegen mancher publizistischer Übertreibung die meisten Men-
schen eben nicht bei jeder Wahl immer wieder neu orientieren oder gar 
ständig und mehrfach ihre Parteipräferenz wechseln. Der Wandel sollte 
daher zuallererst vor dem Hintergrund der Kontinuität betrachtet werden. 
Das Wahlverhalten der letzten Jahre und Jahrzehnte ist dabei ein wichti-
ger Anhaltspunkt für kommende Entwicklungen.

Bei der Bundestagswahl 1998 ging eine sechzehnjährige Ära schwarz-gel-
ber Regierungen zu Ende. Helmut Kohl, der seit 1982 als Bundeskanz-
ler regierte, trat nochmals an und scheiterte. Abgelöst wurde er von der 
ersten rot-grünen Bundesregierung unter Gerhard Schröder. Dieser Sieg 
war ebenso wenig sicher wie historisch zwangsläufig. Vielen Protagonis-
ten dieses rot-grünen „Projektes“ war durchaus bewusst, wieviel Glück 
und Zufall mitbeteiligt waren. Die wenigen vorangegangenen rot-grünen 
Regierungen auf Landesebene konnten nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass ein Bündnis aus SPD und Grünen keineswegs im ganzen Land als 
die Wunschkoalition für eine Regierung betrachtet wurde. Die Wahler-
gebnisse nach dieser Bundestagswahl zeigten auch, wie schwierig dieser 
Weg war. Im Nachhinein ist auch die Vermutung plausibel, dass CDU und 
CSU mit der FDP zusammen auch bei dieser Bundestagswahl wieder eine 
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Mehrheit hätten holen können, wenn sie in anderer personeller Konstel-
lation angetreten wären.

Die Wahlen nach der Bundestagswahl 1998 zeigten, wie groß der Wunsch 
nach unionsgeführten Regierungen der bürgerlichen Mitte weiterhin war. 
Die Landtagswahl in Hessen im Februar 1999 brachte eine schwarz-gelbe 
Regierung ins Amt, die Rot-Grün ablöste. Die Europawahl im Juni 1999 
brachte einen Zugewinn für die Union, im Saarland holte die CDU im 
September die absolute Mehrheit, in Thüringen und in Sachsen wurden 
die CDU-Regierungen bestätigt. Erst die Spendenaffäre der CDU Ende 
1999 änderte das demoskopische Klima. Dies trug sicher dazu bei, dass bei 
der Landtagswahl in Schleswig-Holstein im Februar 2000 die CDU leichte 
Verluste einfuhr und sie nicht in die Regierung einziehen konnte. Aber 
in der Folge besserte sich das Klima für die Union zusehends. Im März 
2001 wurde die Regierung aus CDU und FDP in Baden-Württemberg be-
stätigt, gleichzeitig aber auch die SPD/FDP-Regierung in Rheinland-Pfalz. 
Im September 2001 wurde die CDU trotz Verlusten in Hamburg Regie-
rungspartei. Im April 2002 konnte sie in Sachsen-Anhalt die PDS-tole-
rierte Minderheitsregierung ablösen. Fast überall wurde die Position der 
Union gestärkt. Eine breite Tendenz hin zu linken Regierungsmehrheiten 
war mitnichten zu erkennen.

Dennoch schaffte die rot-grüne Bundesregierung bei der Bundestagswahl 
2002 ihre Wiederwahl. Dieses Ergebnis, bei dem für die Union der baye-
rische Ministerpräsident Edmund Stoiber als Spitzenkandidat angetreten 
war, war aber wiederum ebenso knapp wie glücklich für die Amtsinhaber. 
Verlauf und Resultat lohnen einen kurzen Rückblick auf die Kanzlerkan-
didatur 1980. Daraus wird deutlich, wie harmonisch und geschlossen die 
Unionsparteien bei dieser Wahl angetreten waren. Trotz der Niederlage 
wurde damit ein wichtiger Schritt hin zu einer erneuten bürgerlichen 
Mehrheit im Bund getan.

Die folgenden Wahlen unterstrichen diese Tendenz nachdrücklich. Bei 
der Landtagswahl in Hessen im Februar 2003 wurde die CDU-geführte Re-
gierung bestätigt, in Niedersachsen konnte die CDU mit der FDP die SPD 
aus der Regierung verdrängen. Im September 2003 holte die CSU in Bay-
ern ein Spitzenergebnis und erreichte eine einmalige Zweidrittel-Mehr-
heit im Landtag. Im Februar 2004 und im Juni 2004 wurden in Hamburg 
und in Thüringen die CDU-geführten Regierungen bestätigt. Im Septem-
ber 2004 gelang dies im Saarland und in Sachsen ebenfalls. In Branden-
burg erreichte die CDU die Bildung einer Großen Koalition mit der SPD 
ebenso wie im Februar 2005 in Schleswig-Holstein. Die Landtagswahl in 
Nordrhein-Westfalen im Mai 2005 brachte ebenfalls eine Regierung aus 
CDU und FDP ins Amt, die SPD wurde nach Jahrzehnten in die Oppositi-
on geschickt. Dies brachte Gerhard Schröder in einer Verzweiflungsaktion 
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dazu, die Notbremse zu ziehen, den Bundestag auflösen zu lassen und 
Neuwahlen anzustreben. Damit hatten die Protagonisten der rot-grünen 
Mehrheit selbst eindrücklich dokumentiert, dass sie nicht mehr an ihr 
Projekt glaubten.

Die Bundestagswahl vom September 2005 brachte das Ende von Rot-Grün 
und den Wiedereinzug von CDU und CSU in die Bundesregierung. Eine 
bürgerliche Mehrheit zusammen mit der FDP wurde aber knapp verpasst. 
Eine Große Koalition mit der SPD wurde unter der Führung von Angela 
Merkel gebildet. Schon bei einigen der Wahlen zuvor war zu erkennen 
gewesen, dass die Wähler einem solchen Bündnis in der Regel den Vorzug 
gegenüber einer rot-grünen Koalition gaben. Die vorausgegangenen Wah-
len hatten auch immer mehr die Tendenz gezeigt, dass die kleinen Partei-
en auf Kosten der Volksparteien zulegen können. Dies wurde im Jahr 2005 
durch die Gründung der WASG und deren spätere Fusion mit der PDS zur 
Linkspartei noch verstärkt. Daher gab es in der Folge mehrere Wahler-
gebnisse, die überraschende Ergebnisse brachten. In den meisten Fällen 
ergab sich aber eine Bestätigung des bürgerlichen Lagers nach der Bun-
destagswahl 2005, während die SPD immer stärker unter der zusätzlichen 
Konkurrenz durch die PDS/Linke litt. Im März 2006 wurden jeweils die 
amtierenden Regierungen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz 
bestätigt, was die Ambitionen der FDP auf Regierungsbeteiligung stärkte. 
Im September 2006 konnte sich die rot-rote Regierung in Berlin zwar hal-
ten, wurde in Mecklenburg-Vorpommern aber durch eine Große Koaliti-
on abgelöst. Dass im Mai 2007 in Bremen nochmals eine letzte rot-grüne 
Landesregierung gebildet wurde, war eher den kommunalen Spezifika zu-
zuschreiben und blieb die Ausnahme. Der weitere Einzug der Linken in 
Parlamente der alten Länder brachte zwar auch für die CDU Probleme, 
verschlechterte deren strategische Position aber letztlich nicht. Im Janu-
ar 2008 hielt sich die schwarz-gelbe Landesregierung in Niedersachsen 
trotz Verlusten der CDU im Amt. Gleichzeitig kam in Hessen trotz großer 
Verluste der CDU keine rot-rote Regierung zustande, Roland Koch blieb 
als Regierungschef einstweilen im Amt. In Hamburg wurde die CDU im 
Februar 2008 trotz des Einzugs der Linken erneut klar stärkste Partei und 
bildete die erste schwarz-grüne Landesregierung in Deutschland. Bei der 
Landtagswahl in Bayern im September 2008 musste die CSU große Einbu-
ßen hinnehmen, das bürgerliche Lager blieb aber weit vorne. Die Linke 
kam nicht ins Parlament und die FDP zog in die Landesregierung ein. 
Auch die Neuwahl in Hessen vom Januar 2009 bestätigte die Tendenz 
des starken Zuwachses der FDP. Trotz erneuten Einzugs der Linken in den 
Landtag konnte die CDU dadurch mit den Liberalen eine Regierung bil-
den. Die Europawahl vom Juni 2009 unterstrich die führende Position des 
bürgerlichen Lagers.
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Vier Wochen vor der Bundestagswahl 2009 fanden drei Landtagswahlen 
statt, die trotz unterschiedlicher Ausgangspositionen und teilweise hefti-
ger Verluste für die CDU letztlich die CDU in allen Ländern wieder in die 
Regierung brachten. In Sachsen konnte problemlos eine schwarz-gelbe 
Regierung gebildet werden, in Thüringen kam eine Große Koalition zu-
stande und im Saarland wurde unter Führung der CDU das erste „Jamai-
ka-Bündnis“ mit Liberalen und Grünen gebildet. Bei den Landtagswahlen 
vom September 2009 parallel zur Bundestagswahl kam es in Schleswig-
Holstein ebenfalls zu einer schwarz-gelben Regierung, während in Bran-
denburg ein Bündnis aus SPD und Linken gebildet wurde.

Die Bundestagswahl 2009 brachte schließlich das, was laut Demoskopie 
auch von der Mehrheit der Bürger erwartet und gewünscht wurde: eine 
Regierung aus CDU, CSU und FDP. Zugleich hat dieses Bündnis auch eine 
Mehrheit im Bundesrat. Die Union scheint damit in einer mittelfristig 
strategisch günstigen Position zu sein. Außerdem ist sie als führende Par-
tei in mehreren Koalitionsmodellen in den Ländern verankert. Damit hat 
sie gegenüber der SPD entscheidende Vorteile: Die Union hat meist hö-
here Wahlanteile mit teilweise überdeutlichem Vorsprung. Ob für die So-
zialdemokraten wirklich rot-rot-grüne Koalitionen in größerem Umfang 
möglich sind, ist weiterhin unsicher. Die weitere Aufsplitterung des Par-
teiensystems hat bislang der SPD am meisten geschadet und könnte die 
Ausgangslage für die Union weiter verbessern.

Allerdings ist diese Entwicklung keineswegs unproblematisch für das bür-
gerliche Lager. Auch CDU und CSU haben bei zahlreichen Wahlen der 
letzten Jahre Einbußen erlitten. Solange die höheren Gewinne der FDP 
dies größtenteils kompensieren, ist eine bürgerliche Mehrheit nicht in 
Gefahr. Aber die Wählerwanderungen der letzten Jahre haben gezeigt, 
dass die Union sowohl aus verschiedenen Quellen dazugewinnen kann 
als auch Gefahr läuft, je nach Konstellation in mehrere Richtungen zu 
verlieren (alle folgenden Werte beziehen sich auf die Angaben der Wäh-
lerwanderungsbilanzen von Infratest Dimap). Eine Konstante des Wahl-
verhaltens war bei der Union bei allen Wahlen der Verlust an den Genera-
tionenwechsel, also der Saldo aus Verstorbenen und Jungwählern. Dieser 
war bei CDU und CSU bei jeder einzelnen Wahl der letzten Jahre negativ. 
In den neuen Ländern war er bisweilen niedriger (so bei der Wahl in Bran-
denburg 2009 oder in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern 
2006), bei vielen Wahlen hat er jedoch eine besorgniserregende Größen-
ordnung angenommen. Waren dies bei der Bundestagswahl 2005 noch 
390.000 verlorene Stimmen, stieg der bei der Bundestagswahl 2009 schon 
auf 600.000 an. Auch bei manchen Landtagswahlen wurden hohe Wer-
te erreicht, etwa in Baden-Württemberg 2006 mit 99.000  Stimmen, in 
Niedersachsen 2008 mit 76.000 oder Bayern 2008 mit 130.000. Diese de-
mographische Konstante ist ein strukturelles Problem für die Union (die 
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SPD ist davon übrigens ähnlich betroffen), mit dem sie noch auf Jahre 
hinweg konfrontiert sein wird. Bei allen Wahlgängen der Gegenwart muss 
die Union davon ausgehen, dass ihr Wähler wegsterben – umso wichtiger 
muss es sein, junge und neue Wähler (wieder) zu gewinnen.

Eine weitere große Verlustquelle war in den letzten Jahren die Abwan-
derung der Wähler der Unionsparteien in die Nichtwahl. Bei der Bun-
destagswahl 2005 verlor die Union so 610.000  Stimmen, bei der Bun-
destagswahl 2009 sogar 1,17 Millionen. Sowohl in den alten wie in den 
neuen Ländern sind bei den meisten Wahlen Stimmen auf diesem Wege 
abgeflossen. Oft war dies die größte Verlustquelle wie neben der Bundes-
tagswahl 2009 auch bei den Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt (60.000), 
Mecklenburg-Vorpommern (45.000) und Berlin 2006 (57.000), in Bremen 
2007 (8.000), in Niedersachsen (262.000) und Hamburg 2008 (38.000) 
sowie in Sachsen 2009 (62.000). Es gibt nur wenige Fälle, bei denen die 
Union aus dem Nichtwählerbereich Stimmen holen konnte. Dies war le-
diglich bei den Landtagswahlen im Saarland, in Schleswig-Holstein so-
wie in Brandenburg 2009 der Fall. Dabei könnte aber auch die Tatsache 
eine Rolle gespielt haben, dass die beiden letzten Wahlen zeitgleich mit 
der Bundestagswahl stattgefunden hatten, was die Wahlbeteiligung in die 
Höhe getrieben hat, und dass im Saarland ein zusätzlicher Mobilisierungs-
effekt durch die Kandidatur Oskar Lafontaines für die Linke im Land zu 
verzeichnen war. Grundsätzlich muss konstatiert werden, dass die Nicht-
wahl häufig der erste Schritt eigener Wähler ist, um sich von der Partei 
zu entfernen. Bei den meisten Wahlen war diese Reaktionsform stärker 
vertreten als der Wechsel zu einer anderen Partei – die Distanzierung ist 
nach wie vor wahrscheinlicher als das sofortige Abwandern. Dies bedeu-
tet, dass die Unionsparteien weiter an der Mobilisierung ihrer Wählerpo-
tenziale arbeiten müssen, aber auch, dass prinzipiell frühere Wähler aus 
dem Nichtwählerbereich auch wieder gewonnen werden können, was in 
den letzten Jahren aber selten der Fall war.

Erst an dritter Stelle kamen bei den meisten Wahlen für die Union die 
Wählerwanderungen zu anderen Parteien. Dabei stand bei den jüngsten 
Wahlen vor allem der Austausch mit der FDP im Vordergrund. Dieser 
verlief in den letzten Jahren immer zugunsten der FDP, wenn auch in 
unterschiedlichen Größenordnungen. Oftmals waren dies aber erheb-
liche Dimensionen. So verlor die Union bei der Bundestagswahl 2005 
schon 980.000 Stimmen an die FDP, bei der Bundestagswahl 2009 sogar 
1,13  Millionen. Überdurchschnittlich waren die Abflüsse auch bei den 
Landtagswahlen in Baden-Württemberg 2006 (63.000), in Niedersachsen 
und Hessen 2008 (43.000 bzw. 67.000), in Bayern 2008 (180.000), in Hes-
sen 2009 (93.000), in Sachsen 2009 (34.000) und in Schleswig-Holstein 
2009 (75.000). Diese Stimmen blieben zwar im bürgerlichen Lager und 
trugen auch zur Bildung von Regierungen der bürgerlichen Mitte bei. 
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Dennoch gingen die Stimmen der Union verloren, was vor allem dann 
problematisch wird, wenn es wie im Saarland 2009 trotzdem nicht zu 
einer Regierungsbildung allein mit der FDP reicht. Da diese Tendenz auch 
bei praktisch allen Wahlen der letzten Jahre festzustellen ist, muss man 
davon ausgehen, dass es sich hierbei um ein strukturelles Problem han-
delt, das in Analyse und Strategie intensiver beleuchtet werden sollte.

Die jüngsten Wahlen haben die immensen Strukturprobleme der SPD of-
fenbart, die zum Teil dramatische Verluste in alle Richtungen hinnehmen 
musste. Davon haben die Unionsparteien aber nicht generell profitiert. 
So konnten CDU und CSU bei den Bundestagswahlen 2005 und 2009 
490.000 sowie nochmals 870.000 Stimmen von der SPD holen. Bei den 
Landtagswahlen ist die Bilanz aber durchwachsen. So stehen Gewinnen 
(als Beispiele Baden-Württemberg 2006 mit 38.000  Stimmen, Mecklen-
burg-Vorpommern 2006 17.000 oder Hessen 2009 36.000) auch Verluste 
an die SPD gegenüber (etwa Niedersachsen 2008 mit 17.000, Hessen 2008 
90.000, Bayern 2008 80.000 oder Thüringen 2009 27.000). Dies unter-
streicht die Tatsache, dass die Union nicht damit rechnen kann, konti-
nuierlich Stimmen aus der SPD-Wählerschaft abwerben zu können. Das 
mag auch in Zukunft immer wieder möglich sein, aber auf der anderen 
Seite besteht die Gefahr, dass mittelfristig eine erneuerte und stabilisierte 
SPD aus der Wählerschaft der Union wieder Stimmen zurückholen kann.

Der Austausch mit anderen Parteien spielte bei allen Wahlen der letzten 
Jahre für die Union eine sehr untergeordnete Rolle. Von den Grünen hol-
ten CDU und CSU bei der Bundestagswahl 2005 120.000 Stimmen, gaben 
aber bei der Bundestagswahl 2009 60.000 an sie ab. Dies waren aber ge-
ringe Veränderungen verglichen mit den anderen Bewegungen. Bei Land-
tagswahlen fielen diese selten auf – am ehesten in Baden-Württemberg 
2006 (25.000 Stimmen an die Grünen), Hessen 2008 (11.000) oder Schles-
wig-Holstein 2009 (10.000). Insgesamt sind dies aber untergeordnete 
Phänomene. Zusammenfassend muss festgehalten werden, dass ein nen-
nenswerter Wähleraustausch zwischen Union und Grünen nicht existiert. 
Im Gegensatz zum symbiotischen Verhältnis mit den Liberalen ist ein 
schwarz-grünes Lager der Wechselwähler in Deutschland nicht auszuma-
chen. Dies gilt erst recht im Verhältnis zur Linken, wo sich der Austausch 
im positiven (der bislang einzige Fall war Sachsen 2009 mit 4.000 Stim-
men) und im negativen (etwa Bundestagswahl 2009 40.000  Stimmen, 
Saarland 2009 10.000 oder Hessen 2008 17.000) auf noch niedrigerem 
Niveau bewegte.

Die Wahlen der letzten Jahre haben also gezeigt, dass neben der Überal-
terung die hauptsächlichen Herausforderungen für die Union im Bereich 
der Nichtwahl und der Abwanderung zu den Liberalen sowie in deutlich 
geringerem Ausmaß zur SPD lagen. Ein Ausfransen der Wählerschaft hin 
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zu den Grünen oder erst recht zu den Linken und sonstigen Parteien war 
nicht festzustellen. Bei allen Besonderheiten der einzelnen Wahlgänge 
scheint dies eine Konstante im Wahlverhalten zugunsten der Unionspar-
teien zu sein.

Auch bei der Betrachtung des Alters fallen einige Konstanten auf, die die 
Wahlgänge der letzten Jahre geprägt haben. So war immer die Altersgrup-
pe über 60 Jahren die stärkste Wählergruppe bei der Union und dies sogar 
oftmals mit großem Abstand, der in den neuen Ländern in der Regel aber 
gemäßigter ausfällt. Aber auch hier erreichte die Union nicht mehr die 
Werte vergangener Jahrzehnte. So holte sie nur noch in Hamburg 2008 
sowie in Bayern 2008 in dieser Gruppe mit 57% sowie 54% Werte über 
der 50%-Marke, was in der Vergangenheit üblich war. Bei den meisten 
Wahlen in den alten Ländern lag sie darunter, in den neuen Ländern (mit 
Ausnahme von Sachsen 2009 mit 46%) weit darunter. Diese Verteilung 
unterstreicht die Befunde aus der Wählerwanderungsbilanz und macht 
deutlich, dass die Senioren die mit Abstand stärkste Basis der Unions-
parteien darstellten, die sich aber bereits abgeschwächt hat und künftig 
weiter abschwächen wird. Damit korrespondiert eine relative Schwäche 
bei jüngeren Wählern, vor allem unter 35 Jahren. Dies verdeutlicht ein 
strukturelles Problem, das immerhin bei einigen Wahlen etwas abgemil-
dert werden konnte (so in Hessen, Sachsen, Brandenburg und Thüringen 
2009). Hinzu kommt ein Verlust in den Altersgruppen von 30 (manchmal 
auch ab 45) bis 59  Jahren, der vor allem bei Wahlen mit ungünstigem 
Gesamtverlauf zu verzeichnen war (wie Hessen 2008 oder Saarland 2009). 
Hier spielte zumeist eine Abwendung der im Berufsleben stehenden Ge-
nerationen eine Rolle, die sich in die Nichtwahl oder sogar bisweilen in 
die Protestwahl flüchteten. Dieses Segment ist aber wohl (im Gegensatz 
zu manchen jüngeren Jahrgängen) rasch durch positive Regierungsarbeit 
oder entsprechende Programmangebote zurückzugewinnen.

Diese Fragen stellen sich für die Geschlechter auch noch gesondert: Bei 
den älteren Wählern waren die Frauen fast immer stärker vertreten als die 
Männer. Dagegen wiesen die Wahlergebnisse der Union bei den jüngeren 
Frauen und nicht selten generell den Frauen bis 45 Jahren größere Defizite 
auf als bei den Männern. Dies deutet darauf hin, dass das Generationen-
problem in der weiblichen Wählerschaft der Union noch stärker ausge-
prägt ist und dass die Unionsparteien insbesondere in der strategischen 
Ausrichtung ihr Augenmerk auf die weiblichen Wähler in jüngeren und 
mittleren Jahren richten sollte. In jüngster Zeit könnte schon eine gewis-
se Stabilisierung eingetreten sein, da bei einigen der letzten Wahlen die 
Rückgänge bei den Frauen geringer waren als bei den Männern (so Sach-
sen, Thüringen, Schleswig-Holstein sowie bei der Bundestagswahl 2009).
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Sieht man sich die Berufsstruktur der Wählerschaft an, so fällt auf, dass die 
Unionsparteien bei den Arbeitern und den Wählern mit geringer formaler 
Qualifikation zumeist stärkste Partei geblieben ist und auch die SPD hinter 
sich lassen konnte. Zugleich gingen die Verluste und dies besonders deut-
lich bei den unerfreulichsten Wahlergebnissen zumeist überdurchschnitt-
lich auf die Arbeiter oder erst recht die Arbeitslosen zurück. Die Union 
hatte also Herausforderungen bei den „kleinen Leuten“ zu gegenwärtigen, 
konnte sich dort aber insgesamt noch gut behaupten. Problematisch wür-
de die Entwicklung erst werden, wenn aus diesem Segment weitere Teile 
an die Nichtwähler, an die SPD oder gar an die Linke gehen würden. Bei 
Angestellten oder Beamten und noch deutlicher den Rentnern blieben 
CDU und CSU im Allgemeinen gut vertreten, aber auch dort waren ge-
legentlich Abwanderungen festzustellen, die jedoch keine dramatischen 
Ausmaße annahmen. Bei Landwirten – sofern diese Kategorie von den 
Wahlforschern eigens erhoben wird – waren die Ergebnisse für die Uni-
on schwankend. Oft waren hohe Einbrüche zu verzeichnen bei allerdings 
hohem Niveau. Da diese Berufsgruppe in der gesamten Wählerschaft nur 
eine kleine Minderheit darstellt, sind diese Entwicklungen für die Uni-
on nicht von allererster Bedeutung. Anders sieht das möglicherweise bei 
den Selbständigen aus, wo sie vor allem bei den jüngsten Wahlen große 
Verluste (und die FDP große Gewinne) zu verzeichnen hatte. Zwar waren 
insgesamt die Werte für die Union noch recht gut, aber auch hier könnte 
ein weiteres Abschmelzen problematisch werden. Alles in allem kann aus 
diesen Entwicklungen der Schluss gezogen werden, dass CDU und CSU 
als Volksparteien gegen die Abwanderung im unteren Segment der Ge-
sellschaft („kleine Leute“, Arbeiter, Arbeitslose) genauso kämpfen müssen 
wie gegen die im oberen Segment (Angestellte, Selbständige). Hier ist die 
strategische Fähigkeit gefordert, an beiden Fronten gleichzeitig anzugrei-
fen, ohne allzu große Zielkonflikte einzugehen.

In der modernen deutschen Gesellschaft verändern sich Milieus, Berufs-
strukturen und Mentalitäten vielleicht rascher als in den vergangenen 
Jahrzehnten. Darauf müssen CDU und CSU reagieren, wenn sie weiter 
als Volksparteien in der Gesellschaft verankert bleiben wollen. Dies gilt 
auch für die konfessionelle Struktur. Gerade für Parteien mit dem „C“ 
im Namen ist die weitere Berufung auf die christlich-abendländische 
Tradition ein Markenelement, das nicht ohne weiteres modifiziert oder 
gar aufgeben werden kann. Zugleich stehen sie vor dem Problem, dass 
die Wählerzahl derer, die Mitglied einer der beiden großen Kirchen sind, 
zurückgeht. Diejenigen, die in diesen Kirchen aktiv sind, sind noch we-
niger geworden. Damit schrumpft aber die Kernklientel der klassischen 
Unionswählerschaft. Auf der einen Seite war die Union in allen Wahlen 
der letzten Jahre zwar bei den Katholiken (dort noch etwas stärker) wie 
bei den Protestanten überrepräsentiert. Auf der anderen Seite waren auch 
hier Verluste zu verzeichnen. Problematischer ist, dass sie im Bereich der 
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„Sonstigen“ (also Nichtchristen, Angehörige anderer Kirchen oder Religi-
onen) nur auf Werte um die 22-23% kommt (so bei der Bundestagswahl 
2009, Schleswig-Holstein und Thüringen 2009). In diesem Segment, das 
in den nächsten Jahren und Jahrzehnten deutlich wachsen wird, war die 
Union bei vielen Wahlen schon besser vertreten, hat aber zuletzt kaum 
Boden gewonnen. Für die künftige Mehrheitsfähigkeit der Union ist es 
daher unerlässlich, in allen soziologischen und kulturellen Bereichen ver-
ankert zu bleiben und in einzelnen Feldern eine Verankerung neu auf-
zubauen. Dies ist die entscheidende Voraussetzung dafür, dass CDU und 
CSU auch künftig die Eckpfeiler einer bürgerlichen Mehrheit stellen.

Die deutsche Gesellschaft verändert sich in ihren sozialen, kulturellen und 
demographischen Dimensionen in den nächsten Jahren möglicherweise 
rascher als in den vergangenen Jahrzehnten. Dadurch wachsen auch die 
Herausforderungen an die Union als Volkspartei, in allen soziologischen, 
kulturellen und altersspezifischen Untergliederungen angemessen vertre-
ten und auch mehrheitsfähig zu bleiben. Dies ist aber durchaus möglich, 
zumal die Liberalen in ihrer Wählerstruktur wie ihrer programmatischen 
Orientierung die bürgerliche Mehrheit in Arbeitsteilung mit CDU und 
CSU mitgestalten können. Trotz wachsender Unsicherheit und Fluidi-
tät im Wahlverhalten und im Parteiensystem kann sich die bürgerliche 
Mehrheit durchaus festigen und für längere Zeit das politische Leben in 
Deutschland bestimmen. Die SPD steht als Volkspartei vor dem Zerfall. 
Selbst wenn sie sich wieder stabilisieren kann, ist nicht abzusehen, wo sie 
sich in Deutschland auf früherem Niveau wieder regenerieren kann. Die 
neuen Länder sowie Süddeutschland scheinen mittlerweile für die SPD 
so starke Diasporagebiete geworden zu sein, dass ihre Mehrheitsfähigkeit 
dort in Gefahr ist. Dies gilt umso mehr, als ihre potenziellen Partnerschaf-
ten problematisch sind. Große Koalitionen kann sie nur eingehen, wenn 
für Union und FDP eine eigene Mehrheit verfehlt wird. Aber selbst dann 
bieten sich für die Union im gesamten Deutschland – wie sich etwa in 
Hamburg und im Saarland zeigte – bessere Optionen als für die SPD. Dies 
wird besonders bei den Grünen deutlich. In den Führungskadern eher 
linksalternativ sind sie in breiten Teilen der Mitglieder- und vor allem 
Wählerschaft eher wohlstandsbürgerlich orientiert. Ob diese Klientel 
wirklich an der Hand der SPD in Bündnisse mit der Linken integrierbar 
ist, muss bezweifelt werden. Selbst in der SPD werden flächendeckende 
Bündnisse mit der Linken nicht ohne weiteres Unterstützung finden. Die-
se könnten zur weiteren Erosion des sozialdemokratischen Wählerpoten-
zials beitragen. Die Linke selbst hat einen Höhepunkt ihrer Entwicklung 
erreicht, aber mit der Expansion im Westen vielleicht auch schon über-
schritten. Ihre weitere Selbstfindung als gesamtdeutsche linke Partei kann 
eher zu weiteren Reibungsverlusten in der linken Mitte führen, dürfte 
aber kaum in die Wählerschaft der bürgerlichen Mitte eingreifen.
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Die Zukunftsperspektive scheint widersprüchlich: Auf der einen Seite ha-
ben sich in Deutschland die „linken“ Einstellungen in der Wählerschaft 
mehrheitlich verbreitet. Auf der anderen Seite scheint sich dies nicht 
ohne weiteres in linke Mehrheiten in Parlamenten zu übertragen. SPD 
und Linke scheinen nicht so einfach in eine politische Aktionseinheit 
formbar zu sein wie auf der anderen Seite Union und FDP. Dies gilt erst 
recht, wenn man die Grünen dazurechnet, die sich längerfristig ebenfalls 
eher in bürgerliche Bündnisse integrieren lassen könnten. In diesem Rah-
men scheint sich das deutsche Parteiensystem in den nächsten Jahren zu 
bewegen. Dass sich neue radikale oder Protestgruppen zusätzlich nach-
haltig etablieren, scheint gegenwärtig eher unwahrscheinlich. Das Bild 
ist bunter geworden, aber die Union scheint sich als führende politische 
Kraft in Deutschland durchzusetzen. Für die nächste Zukunft hat sich die 
bürgerliche Mehrheit etabliert. Eine neue Ära der bürgerlichen Mehrheit 
ist daher mittelfristig in Reichweite.
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